
Aus dem Inhalt
Innovative
Motivation Seite 1–3

Erlebnisprämien als Anerkennung 
und Wertschätzung wirken nach­
haltig, auch und gerade in der Pflege.  

Ausländisches
Fachpersonal Seite 6–7

Nachhaltige Integration ist gefragt, 
wenn es bei ausländischem 
Fachpersonal gilt, die Schranken 
kultureller und berufspraktischer 
Unterschiede sowie psychischer 
Belastungen zu überwinden. 

Lahme Opposition Seite 8–9

Laut einer repräsentativen Umfrage 
sind 79 Prozent der Bundesbürger 
der Meinung, dass das Thema 
Pflege zu wenig Raum in der 
politischen Diskussion einnehme. 

„Smarte
Altenpflege“ Seite 11–13

Im Schnitt brennt es einmal pro 
Woche irgendwo in der Bundes­
republik Deutschland in einer 
Altenpflegeeinrichtung. Vorbeu­
gender Brandschutz ist das Gebot 
der Stunde. 

Die Zeitung für Führungskräfte 
in der mobilen und stationären Pflege

2. Jahrgang
Oktober/November 2018

Die Gehälter von Pflegekräften sind im vorigen Jahr deutlich gestiegen. Das geht aus einer Aus­
wertung hervor, die die Bundesagentur für Arbeit Anfang August dieses Jahres veröffentlichte. 
Aber Geld allein ist nicht alles. Das zeigte sich auch bei den 1. Wörlitzer Parkgesprächen Mitte 
Juni dieses Jahres. Als es um die Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ging, wurde 
die Diskussion unter den Führungskräften in der Altenpflege aus dem gesamten Bundesgebiet 
lebhaft.  £ Fortsetzung auf Seite 2

Gastkommentar

Pflege darf nicht arm machen
Von Verena Bentele, Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland

Das Thema Pflege wird aktuell 
stark debattiert. Zu Recht, 
denn bekanntermaßen gibt es 
vieles, was dort verbessert und 
reformiert werden muss. Dabei 
sehen wir als Sozialverband VdK 
die Verteilung der Kosten als 
eines der drängendsten Proble­
me in diesem Bereich. Hier 
muss sich schnell etwas ändern, 
denn die bisherige Kostenver­
teilung belastet die privaten 
Pflegehaushalte und die öffent­
lichen Kassen seit Langem über­
proportional. 

Während die Beträge für Pflege­
heime und Pflegedienste lange 

kontinuierlich und 
stärker als die Infla­
tionsrate angestiegen 
sind, blieben die 
Leistungen der Pfle­
geversicherung zwi­
schen ihrer Einfüh­
rung im Jahr 1995 
und 2008 unverän­
dert. Danach wur­
den sie zwar  etwas 
erhöht, doch insge­
samt blieben sie weit 
unter den Preis steigerungen für 
Pflegeleistungen zurück. Seit 1995 
haben die Pflegeversicherungszah­
lungen 20 bis 25 Prozent an Wert 
verloren, was zur Folge hat, dass 

der Eigenanteil der 
Pflegebedürftigen 
entsprechend gestie­
gen ist, auch für die 
Heimkosten.
Wegen dieser Ent­
wicklung müssen 
viele Betroffene ir­
gendwann ihre Pfle­
geleistungen ganz 
oder teilweise kündi­
gen, sie können sie 
sich einfach nicht 

mehr leisten. Wenn Pflegebedürf­
tige aber nicht auf einen Pflege­
dienst oder ein Pflegeheim verzich­
ten können, müssen sie oder ihre 
Angehörigen oft ihre kompletten 

Rücklagen für die Pflege aufbrau­
chen. Schnell geraten sie so unter 
die Armutsschwelle, die Pflege 
macht sie arm. 
Bei diesen Betroffenen springt häu­
fig das Sozialamt mit der „Hilfe zur 
Pflege“ ein und zahlt den Eigenan­
teil. Das löst aber nicht das grund­
sätzliche Problem. Denn dieses be­
steht im schleichenden Wertverlust 
der Pflegeversicherungsleistungen 
und wird einfach nur auf die All­
gemeinheit und den Steuerzahler 
verschoben. Und den Pflegebedürf­
tigen selbst bleibt in solchen Fällen 
nur ein kleines Taschengeld, der 
sogenannte Barbetrag.

£ Fortsetzung auf Seite 2
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„Ich applaudiere für euer Leben“
Jedermann Gruppe mit Howard-Carpendale-Konzert als Dankeschön

https://sinfonie.de/
https://www.pax-bank.de/homepage.html
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£ Fortsetzung von Seite 1

… „Ich applaudiere für euer Leben“… Pflege darf nicht arm machen

£ Fortsetzung von Seite 1

„Die Wertschätzung der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter und ihrer 
Arbeit ist unglaublich wichtig“, 

weiß der Geschäftsführer der 
brandenburgischen Jedermann 
Gruppe, Sven Rohde. „Und man 

Doch nicht nur die Steuerzahler 
müssen die finanziellen Mängel 
der Pflegeversicherung ausglei­
chen. Auch die Familien Pflegebe­
dürftiger sind betroffen, denn die 
Sozialämter ziehen häufig deren 
Kinder heran und verpflichten sie, 
sich an den Pflegekosten ihrer El­
tern zu beteiligen. Diese wiederum 
wollen ihren Kindern eben das 
ersparen und gehen deshalb häufig 
erst gar nicht zum Sozialamt. Sie 
verzichten auf Leistungsansprüche, 
die ihnen zustehen. Eine unhalt­
bare Situation. Deshalb fordert der 
Sozialverband VdK schon lange, 
dass die Behörden finanziell nicht 
auf die Angehörigen Pflegebedürf­
tiger zurückgreifen sollten, wenn 
deren steuerpflichtiges Jahres­
einkommen unter 100.000 Euro 
liegt.

Pflege: Wie setzen sich 
die Kosten zusammen?

Um das bisherige Thema noch 
transparenter zu machen, lohnt es 
sich, einen Blick auf die Kostenstei­
gerungen selbst und ihre Ursachen 
zu werfen. Im Folgenden liegt der 
Fokus auf Pflegeheimen.
Wer in einem Heim gepflegt wird, 
muss gewissermaßen vier verschie­
dene Rechnungen bezahlen. Da 
sind zunächst die Pflegekosten, 
also die Beträge für die reinen pfle­
gerischen Versorgungsleistungen. 
Nur an ihnen beteiligt sich die so­
ziale Pflegeversicherung mit einem 
Festbetrag je nach Pflegegrad. Die 
Differenz zwischen den Pflegekos­
ten und der Pflegeversicherungs­
leistung müssen die pflegebedürf­
tigen Bewohner aus eigener Tasche 
bezahlen. Da die Pflegeversiche­
rungsleistungen jahrelang nicht an 
die realen Ausgaben angepasst 
wurden, haben die Betroffenen 
und ihre Familien mit steigenden 
Eigenanteilen zu kämpfen.
Die zweite Kostenart sind die Un­
terkunftskosten, die für Unterbrin­
gung und Verpflegung fällig wer­
den. Je nach Standort, Ausstattung 
und Leistungsangebot des Heims 
können sie stark variieren, die Pfle­
gebedürftigen müssen sie komplett 
selbst tragen.
Dann gibt es die dritte Kostenart, 
die Investitionskosten. Darunter 
fallen die Ausgaben für die Infra­
struktur der Heime. Zum Beispiel 
für Aus-, Um- und Neubauten, die 
technische Ausstattung, Investi­
tionsgüter wie Fuhrparks und Ein­
richtungsgegenstände sowie für die 
Instandhaltung. Anfallende Be­
träge legen die Heimbetreiber 
komplett auf die Bewohner um, 
wenn es keine Landesförderung 
gibt.

Bundesländer ziehen sich 
aus der Verantwortung

Eigentlich sind die Bundesländer 
nach § 9 Sozialgesetzbuch XI ver­
pflichtet, sich an den Investitions­
kosten der Pflegeeinrichtungen zu 
beteiligen. Aber nur wenige Bun­

desländer kommen dieser Ver­
pflichtung nach und wenn, dann 
unzureichend. Deshalb haben sich 
die Investitionskosten in den ver­
gangenen Jahren zu einer großen 
finanziellen Belastung für Heim­
bewohner entwickelt. 
Wer finanziell schwach ist, kann 
zwar Pflegewohngeld beim Sozial­
amt beantragen, doch dann kommt 
wieder der Steuerzahler „ins Spiel“ 
und muss die mangelnde finan­
zielle Ausstattung in der Pflege 
ausgleichen – in diesem Fall die 
unzureichende Beteiligung der 
Bundesländer an den Investitions­
kosten von Pflegeeinrichtungen. 
Pflegebedürftige müssen sich auch 
an der vierten Kostenart, den 
Ausbildungskosten professionell 
Pflegender, beteiligen. Laut Barmer 
Pflegereport 2017 zahlen pflegebe­
dürftige Menschen im stationären 
Sektor im Schnitt 587 Euro monat­
lich aus eigener Tasche für die Pfle­
gekosten. Zusammen mit weiteren 
Kosten, etwa für Unterkunft und 
Verpflegung und den Investitions­
kosten, ergibt das eine monatliche 
Gesamtbelastung von rund 1.700 
Euro.
Wir als Sozialverband VdK sind 
der Ansicht, dass das Risiko der 
Pflegebedürftigkeit nicht weiter 
privatisiert werden darf. Denn die 
Vorstellung, die wachsende Versor­
gungslücke privat schließen zu 
können und dies praktisch auch zu 
tun, überfordert weite Teile der Be­
völkerung und führt zu einer 
Mehrklassenpflege. 
Was also ist zu tun? Zunächst müs­
sen wir die stark zunehmenden 
Eigenfinanzierungen und die 
steigende Sozialhilfeabhängigkeit 
Pflegebedürftiger schnell beenden. 
Mehr noch: Dringend notwendig 
ist aus Sicht des Sozialverbands 
VdK, die Eigenanteile für die Be­
troffenen zu senken. Diese Sen­
kung darf sich aber nicht nur auf 
die einrichtungseinheitlichen Ei­
genanteile für Menschen in Pflege­
heimen begrenzen. Profitieren 
müssten von finanziellen Entlas­
tungen auch die Pflegebedürftigen, 
die zu Hause betreut werden, im­
merhin sind das über 70 Prozent.
Der Sozialverband VdK fordert, die 
Einnahmeseite der Pflegeversiche­
rung zu stärken und, als kurz­
fristige Maßnahme, einen aus 
Steuermitteln finanzierten Bun­
deszuschuss zur Pflegeversiche­
rung zu etablieren. Dieser Steuer­
anteil könnte ganz konkret für 
Kosten herangezogen werden, die 
entweder eher infrastrukturelle 
Fragen berühren oder gesamt­
gesellschaftliche Aufgaben betref­
fen. Diese könnten umfassen: 
Investitionskosten, Ausbildungs­
kosten, Kosten für Maßnahmen, 
die das Wohnumfeld verbessern 
oder Leistungen für pflegende An­
gehörige. In jedem Fall würden die 
Pflegehaushalte deutlich entlastet 
und in die Lage versetzt, ihre Pflege 
selbst zu finanzieren, ohne auf 
soziale Unterstützungssysteme zu­
rückgreifen zu müssen.� ◆
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Editor ial

Politische Verantwortung erkennen 
Von Achim Hermes, Redakteur 

Bei der Pflege ist die „Alter­
native für Deutschland“ im 
Deutschen Bundestag mehr 
oder weniger ein Totalausfall. 
Schaut man sich Pressemittei­
lungen, Kleine Anfragen und 
die Tagesordnungen des zustän­
digen Gesundheitsausschusses 
seit der Wahl des neuen Deut­
schen Bundestages im Septem­
ber 2017 bis zum Redaktions­
schluss dieser Zeitung am 
6. September 2018 an, so bleibt 
einem nur ein Fazit: Bei dem 
Thema, das den Deutschen 
laut ARD-Deutschland-Trend vom 
August dieses Jahres am meis­
ten auf der Seele brennt, näm­
lich Gesundheit und Pflege, hat 
die AfD nichts auf der Pfanne. 

 Nicht, dass das einen kundigen 
Beobachter erstaunen würde. Im 
vorigen Jahr hat PflegeManage­
ment im Vorfeld der Bundestags­
wahl sogenannte Wahlprüfsteine 
aufgelegt. Unter dem Titel: „Pflege 
im Parteiencheck“ haben wir allen 
damals im Bundestag vertretenen 
Fraktionen einen Fragenkatalog 
vorgelegt und um Beantwortung 
gebeten, welche Lösungsansätze 
sie in der neuen Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages beim 
Thema Pflege verfolgen.
Obwohl seinerzeit noch nicht im 
Deutschen Bundestag vertreten, 
haben wir zu den Wahlprüfstei­
nen auch bei der AfD (und der 
FDP) angefragt. Doch trotz mehr­
facher freundlicher Erinnerungen 
und Verlängerung der Fristen gab 
es von der Alternative für 
Deutschland keine Antworten 
(Pflege im Parteiencheck: Pflege­

Management, Ausgabe August/
September 2017). 
Nun hat jede Partei und jede Frak­
tion im Deutschen Bundestag ihr 
eigenes politisches Profil. Und das 
ist auch gut so. Wer sich wählen 
lässt, übernimmt politische Ver­
antwortung, auch in der Opposi­
tion und gerade als größte Oppo­
sitionsfraktion.
Man kann ja von den Vorschlägen 
und Konzepten der Regierungs­
fraktionen CDU/CSU und SPD 
sowie von Grünen und Linken 
halten, was man will: Immerhin 
stellen sie sich beim Thema Pflege 
der gesamtgesellschaftlichen und 
ihrer politischen Verantwortung. 
Ist die Sorge um Gesundheit und 
Pflege das Top-Thema der Deut­
schen, ist es folgerichtig die Asyl- 
und Flüchtlingspolitik nicht. Im 
Ranking des August-Deutsch­
land-Trends nimmt sie Platz sechs 
ein, hinter Renten- und Sozial­
politik, Schutz vor Kriminalität 
und Verbrechen, Klimapolitik 
und der Schaffung von bezahl­

barem Wohnraum. Das hat sich 
schon im Deutschland-Trend für 
Juli dieses Jahres abgezeichnet: Da 
fanden 58 Prozent der Befragten, 
dass die Asyl- und Flüchtlings­
politik in der politischen Debatte 
zu viel Raum einnehme.
Das scheint sich aber selbst bei 
etablierten Parteien noch nicht 
recht herumgesprochen zu haben. 
So lange der Vorsitzende der CSU 
(und Bundesinnenminister), 
Horst Seehofer, im Gespräch mit 
der in Düsseldorf erscheinenden 
Rheinischen Post vom 6. Septem­
ber dieses Jahres meint, feststellen 
zu müssen: „Die Migrationsfrage 
ist die Mutter aller Probleme“, 
bleibt das Thema eben ganz oben 
in den Schlagzeilen und man darf 
sich nicht wundern, dass die AfD 
mit ihren Defiziten auf vielen zen­
tralen Politik- und Zukunftsfel­
dern durchkommt.
Bleibt zu hoffen, dass es zum 
Schluss nicht nur Verlierer aller­
orten gibt. Die Pflege braucht ei­
nen kraftvollen Wettbewerb um 
die besten Konzepte. Sie braucht 
kluge Ideen und Visionen, wie der 
demografische Wandel nicht nur 
im Mangel verwaltet, sondern po­
sitiv gestaltet werden kann.
Das ist eine echte Zukunftsauf­
gabe. Die Menschen in Deutsch­
land haben das längst erkannt. Es 
wird Zeit, dass die Parteien im 
Deutschen Bundestag dieser Ver­
antwortung gerecht werden.� ◆

 Ihr Achim Hermes

Ihre Meinung dazu? 
Schreiben Sie uns unter 
redaktion@pflegemanagement.de

Reorganisation der Leitungsstruk-
turen, neues Personalmanagement, 
klare Gehaltsstrukturen: Frank 
Zwinscher, Geschäftsführer der 
Zusammen & Leben GmbH und 
stellvertretender Vorsitzender des 
bpa Sachsen.

„Geld verschwindet in der Haus-
haltskasse, Erlebnisprämien als 
Anerkennung und Wertschätzung 
wirken nachhaltig“, sagt der 
Diplom-Psychologe Dr. Detlev Fey.

muss es ihnen auch zeigen.“ Die 
Jedermann Gruppe machte das: In 
diesem Jahr mit einem Konzert 
von Howard Carpendale auf der 
Jedermann-Pflegenacht im Stahl­
palast in Brandenburg an der 
Havel.
Für die Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter war der Eintritt zur Pfle­
genacht am 31. August dieses Jah­
res frei, für andere Pflegekräfte aus 
der Region kostete es 15 Euro. Der 
72 Jahre alte Carpendale weiß die 
Arbeit und die Herausforderungen 
in der Pflege zu schätzen. Vor über 
1.000 begeisterten Zuschauerinnen 
und Zuschauern sagte er laut 
„Märkischer Allgemeinen“ vom 
2. September: „Ich applaudiere für 
euer Leben.“ 
Zu den „1. Wörlitzer Parkgesprä­
chen“ hatte der Komplettanbieter 
für die Sozialwirtschaft, die WIBU 
Gruppe, im Rahmen der Plattform 
„WIBU Kompetenztransfer“ Mitte 
Juni in das Weltkulturerbe einge­
laden. Rund 40 Geschäftsführerin­
nen und Geschäftsführer sowie 
Vorstände der Pflegewirtschaft 
und kommunaler, konfessioneller, 
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Das Team von myo setzt auf moderne Kommunikation zur Verbesserung der Motivation von Pflegerinnen und 
Pflegern.
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privater und frei gemeinnütziger 
Trägergesellschaften aus der ge­
samten Bundesrepublik waren der 
Einladung gefolgt. 
Schlechtes Management hat große 
Auswirkungen auf das Betriebs­
klima, machte Frank Zwinscher 
auf diesem hochkarätigen Forum 
deutlich. Der stellvertretende Vor­
sitzende des Landesverbandes 
Sachsen im Bundesverband der 
privaten Anbieter sozialer Dienste, 
bpa, und Geschäftsführer der 
Zusammen & Leben GmbH infor­
mierte dort über „Führungsverant­
wortung für Mitarbeiterbindung“.
Zwinscher verwies auf eine Unter­
suchung der Dr. Willmar Schwa­
beschen Heimstättenbetriebsge­
sellschaft in einer Einrichtung im 
Zeitraum 2014/2015 – etwa auf 
hohe Fluktuationsquoten (40 Pro­
zent) und Ausfallzeiten wegen 
Krankheit (15 Prozent), einen 
riesigen Berg an Überstunden 
(10.000) sowie nicht genehmigte 
Urlaubstage (300) oder nur eine 
Auszubildende als Folge von man­
gelnder Führungskompetenz. 

Das Rezept: 

l	 Reorganisation der Leitungs­
strukturen (Analyse, Entwick­
lung, Besetzung),

l	 neues Personalmanagement 
(Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter besser kennenlernen, 
Arbeit, die begeistert und nicht 
überfordert, Prozessgestaltung 
mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die Gesundheit 
der Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter in den Fokus nehmen, 
prospektive Personalentwick­
lung, regelmäßige Befragungen 
der Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter),

l	 klare Gehaltsstrukturen (Ver­
gütung für Zusatzaufgaben, 
Sozialleistungen, sonstige Ver­
günstigungen).

Mit Erfolg. Drei Jahre später 
(2017/2018) war in der Dr. Willmar 

Schwabeschen Heimstättenbe­
triebsgesellschaft eine deutliche 
Verbesserung erkennbar: Die 
Fluktuationsquote sank auf drei 
Prozent, die Ausfallzeiten wegen 
Krankheit auf 3,5 Prozent. Die 
Überstunden reduzierten sich auf 
zehn pro Mitarbeiterin und Mit­
arbeiter und nicht genommene 
Urlaubstage gab es überhaupt keine 
mehr.
Das sprach sich herum, die Bewer­
berzahlen stiegen um 30 Prozent, 
die Ausbildungskapazität wurde 
auf elf Azubis erhöht. Zudem 
wurde die Einrichtung 2016 und 
2017 als „Attraktiver Arbeitgeber 
Pflege“ ausgezeichnet.
 „Führungskräfte in Pflegeeinrich­
tungen und Kliniken müssen sich 
auf die Bereiche konzentrieren, die 
sie direkt beeinflussen können, 
zum Beispiel die Motivation, Un­
terstützung und Wertschätzung 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter“, bringt es Dr. Detlev Fey 
auf den Punkt. Er ist seit 2003 
Vorstand der Magmapool Sales & 
Marketing Services AG, die Incen­
tive-Systeme zur Motivation von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern entwickelt. Heute zählt das 
Unternehmen mit Sitz im rhein­
land-pfälzischen Montabaur über 
40 Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter und erwirtschaftet laut dem 
Magazin „Wirtschaftsforum“ einen 
Jahresumsatz von 16 Millionen 
Euro. 
Der promovierte Diplom-Psycho­
loge setzt bei seinen Incentive- 
Portalen auf besondere Beloh­
nungsansätze, die über die reine 
Geldzuwendung hinausgehen, um 
Anerkennung und Wertschätzung 
auszudrücken. Denn die Motiva­
tionspsychologie zeige, dass mehr 
Geld die Motivation eines Mitar­
beiters und einer Mitarbeiterin 
bestenfalls kurzfristig steigere. 
„Der Eurobetrag ist nur eine nüch­
terne Zahl auf dem Konto und ver­
schwindet häufig in der Haushalts­
kasse. Das heißt, der Mitarbeiter 

und die Mitarbeiterin bringen den 
Geldzuschuss weder mit Leistung 
noch langfristig mit dem Arbeitge­
ber in Verbindung.“
Um Anerkennung und Wertschät­
zung auszudrücken, gebe es nach­
haltigere Belohnungsansätze, sagt 
Fey: „Die Rede ist von Sach- und 
Erlebnisprämien, zum Beispiel 
neuen Gartenmöbeln, auf denen 
man sich nach der Arbeit ent­
spannt; oder einer Reise mit der 
Familie, die einen so manche 
Überstunde vergessen lässt. Arbeit­
geber können Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeitern zum Geburtstag, 
für abgeschlossene Weiterbildun­
gen oder für besondere Leistungen 
von zentraler Stelle Prämienpunkte 
in einem Incentive-Portal zukom­
men lassen. Und die Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter lösen diese 
Punkte online für eine Sach- oder 
Reiseprämie ihrer Wahl ein. Sie 
werden also individuell belohnt 
oder belohnen sich selbst. Diese 

Form der Belohnung setzt un­
widerstehliche Anreize.“ Solche 
„emotionalen Währungen spielen 
bei der Mitarbeiterzufriedenheit 
und somit auch bei der langfristi­
gen Mitarbeiterbindung eine über­
aus wichtige Rolle.“
Der digitale Kommunikations­
spezialist „myo“ ermöglicht Pflege­
einrichtungen, sich von anderen 
Trägern zu unterscheiden und Mit­
arbeiter zu gewinnen. In Zeiten des 
Fachkräftemangels kann moderne 
Kommunikation per App die At­
traktivität als Arbeitgeber immens 
steigern.
Dabei können Pflegende Inhalte 
professionell, sicher und direkt per 
Smartphone mit Angehörigen tei­
len. So haben sie die Möglichkeit 
zu dokumentieren, was sie erleben, 
und vermitteln damit das echte 
Bild der Pflege.
Das eröffnet den Pflegenden die 
Perspektive, das Ansehen der Ein­
richtung, aber auch das Image der 

Pflege insgesamt aktiv mitzugestal­
ten. Die geschaffene Transparenz 
gegenüber Angehörigen und Kol­
leginnen und Kollegen verbessert 
die Außendarstellung und trägt zu 
einem attraktiveren Berufsbild bei. 
Das Ganze funktioniert komforta­
bel und flexibel per Smartphone, 
wie man es aus dem Alltag kennt. 
Pflegerinnen und Pfleger genießen 
diesen freundlichen, einfachen 
Austausch untereinander und mit 
den Angehörigen, die direkte 
Dankbarkeit und Wertschätzung 
zeigen können. Dieser digitale 
Fortschritt in der Kommunikation 
erleichtert die Personalbeschaffung 
und -bindung für Pflegeheim­
betreiber.� ◆
� hea
Weitere Informationen:
www.jedermann-gruppe.de
www.magmapool.de
www.maz-online.de
www.myo.de
www.zl-altenpfelge.de
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Interview

„Mitarbeitern ein ordentliches Arbeitsumfeld schaffen“
Sven Rohde, Chef der Jedermann Gruppe, über Anerkennung, Wertschätzung und Motivation in der Pflege

Er ist eigentlich von Haus aus 
Diplom-Agraringenieur, hat das 
an der Humboldt-Universität 
in Berlin studiert. Zuletzt war 
Sven Rohde Area Manager Ost­
deutschland bei Bahlsen Snacks 
New Channels. Dann wechselte 
der heute 55-Jährige 1998 
komplett seine berufliche Pers­
pektive und ging in die Pflege: 
Er baute seit 1998 die Jeder­
mann Gruppe auf. Heute hat die 
Gruppe mit Sitz in Brandenburg 
an der Havel rund 500 Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter. Ende 
August dieses Jahres organi­
sierte er für sie die erste „Pfle­
genacht“. Achim Hermes sprach 
mit Sven Rohde: 

PflegeManagement: Herr Rohde, 
wie kommt man auf eine so groß­
artige Idee, Howard Carpendale 
und, wenn ich das recht gesehen 
habe, ABBA Review zu einer Pfle­
genacht einzuladen?
Sven Rohde: Ich setze mich immer 
wieder für die Anerkennung der 
Pflege als Profession insbesondere 
im Kontext der in Deutschland 

noch weit verbreiteten Hierar­
chiesysteme im Gesundheitswesen 
ein. So findet hier in unserer Stadt 
jährlich ein Ärzteball des Klini­
kums statt. Schöne Sache, aber nun 
stelle man sich mal zum Beispiel 
ein Maschinenbauunternehmen 
vor, in dem nur die Ingenieure tan­
zen und die Schlosser zu Hause 
bleiben müssen. So empfinde ich 
es. So kam ich auf die Idee, auch 
einen Ball für Pflegekräfte zu 
veranstalten. Daraus wurde die 
Pflegenacht mit Howard Carpen­
dale.
PflegeManagement: Die Motiva­
tion Ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist für Sie ein zentrales 
Anliegen?
Sven Rohde: Unser modernes 
Leben ist verrückt genug. Viele 
Menschen sind privat heute vor 
große Herausforderungen gestellt. 
In der Pflege arbeiten überwiegend 
Frauen. Trotz aller gesellschaftli­
cher Anerkennung lastet doch auf 
ihnen nach wie vor die Hauptlast 
aller familiären Verpflichtungen. 
Ich versuche hier im Betrieb ver­
lässliche Strukturen und Abläufe 

zu leben, um nicht auch noch be­
triebliche Sorgen den gesellschaft­
lichen hinzuzufügen. Ich denke, 
dass dies eine billige Investition ist, 
die sich für das Unternehmen aus­
zahlt. 
PflegeManagement: Ein Konzert 
mit Howard Carpendale ist sicher­
lich ein probates Mittel zur An­
erkennung und Wertschätzung der 
Arbeit der Beschäftigten. Haben 
Sie noch weitere gute Empfehlun­
gen? 
Sven Rohde: Wir haben im letzten 
Jahr den Urlaub für alle auf 32 Tage 
hochgesetzt. Das kostete uns sechs 
zusätzliche Vollzeitstellen. Aber im 
Ergebnis ist es ein Erfolg. Man hört 
zwar heute öfter, dass der Kollege 
im Urlaub ist, aber die Arbeit 
wird trotzdem geschafft. Sämtliche 
Führungskräfte genehmigen sich 
den Urlaub selbst. Starre Bürozei­
ten sind schon lange abgeschafft. 
Alle beruflichen Weiterbildungen 
werden von uns zu 100 % finan­
ziert.
PflegeManagement: Glauben Sie, 
dass das auch bei der Suche nach 
Personal hilft, oder ist es eher das 

Mittel, die Beschäftigten im Unter­
nehmen zu halten? 
Sven Rohde: Sicher beides. Wobei 
ich Mitarbeiter lieber langfristig an 
das Unternehmen binde. Fluktua­
tion und die damit verbundenen 
ständigen Neueinstellungen brin­
gen Unruhe, Erfahrungsverluste 
und kosten Qualität und Geld. 
PflegeManagement: Was wird die 
Zukunft bringen, was planen Sie 
im nächsten Jahr?
Sven Rohde: Die Zukunft bringt 
uns jetzt erst einmal ein Gesetz, 
welches den Krankenhaussektor 
stark fördert. Man muss jetzt mal 
abwarten, ob das PSG in der Tat zu 
Wanderungsbewegungen der Pfle­
gefachkräfte in die Kliniken führt. 
Die Personalnot wird in allen Pfle­
gebereichen zunehmen und es wird 
noch mehr darauf ankommen, 
Mitarbeitern neben ordentlichen 
Löhnen ein gutes Arbeitsumfeld zu 
schaffen. Nach der Pflegenacht sind 
interessante Menschen aus der 
Branche auf mich zugekommen. 
Wir haben neue Ideen für die 
2. Pflegenacht entwickelt und 
Kooperationen vereinbart. � ◆

„Ich versuche, verlässliche 
Strukturen zu leben, 
um nicht auch noch 
betriebliche Sorgen 

den gesellschaftlichen 
hinzuzufügen.“

Sven Rohde, Geschäftsführer der 
Jedermann Gruppe

Advertorial

Weitere Informationen:
www.jedermann-gruppe.de
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Anzeige

Der europäische Gerichtshof, 
EuGH, hat Anfang September 
dieses Jahres zur EU-Entsende­
richtlinie und der Sozialver­
sicherungspflicht Entscheidun­
gen getroffen, die weitreichende 
Folgen auch für ambulante 
Pflegedienste und insbesondere 
(ost-)europäische Pflegehilfen 
haben kann. Kurz zusammenge­
fasst hat der EuGH entschieden: 
„Ein entsandter Arbeitnehmer 
fällt, wenn er einen anderen 
entsandten Arbeitnehmer ab­
löst, unter das System der so­
zialen Sicherheit am Arbeits­
ort, auch wenn die beiden 
Arbeitnehmer nicht von dem­
selben Arbeitgeber entsandt 
wurden“ (Ds. C-527/17).

Bisher ist es so, dass eine Pflegerin, 
ein Pfleger aus einem anderen eu­
ropäischen Land, in der Regel aus 
einem osteuropäischen Land, in 
Deutschland bis zu zwei Jahre 
ihrer Arbeit nachgehen kann. 
Sozialversichert ist sie in dieser 

Zeit in ihrem Heimatland. Wird 
sie nach zwei Jahren in Deutsch­
land abgelöst, muss die Nachfolge­
rin nach dem EuGH-Urteil zu­
künftig in der Bundesrepublik die 
Sozialversicherungsbeiträge ab­
führen.
Dies gelte grundsätzlich und es 
spiele keine Rolle, ob die nachfol­
gende Arbeitnehmerin möglicher­
weise von einem Arbeitgeber aus 
einem anderen Mitgliedsland ent­
sendet werde. Denn eine Neube­
setzung der Stelle deute an, dass es 
sich dabei tatsächlich um eine län­
gerfristige Aufgabe handele. „Um 
insbesondere die Gleichbehand­
lung aller im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedsstaates erwerbstätigen 
Personen am besten zu gewährleis­
ten“, müsse der Arbeitnehmer in 
der Regel dem System der sozialen 
Sicherheit des Mitgliedsstaates un­
terliegen, in dem er arbeite, be­
gründete der EuGH. 
Gegenstand der Verhandlung vor 
dem Gerichtshof der Europäischen 
Union in Luxemburg war ein 

österreichischer Schlachthof, der 
im Zeitraum von 2012 bis 2014 das 
Fleisch von nach Österreich ent­
sandten Arbeitnehmern einer un­
garischen Agentur zerlegen und 
verpacken ließ. Vor und nach die­
sem Zeitraum wurde die Arbeit 
von entsandten Arbeitnehmern 
einer anderen ungarischen Agen­
tur ausgeführt.
Der österreichische Sozialversiche­
rungsträger erließ daraufhin 
Pflichtversicherungsbeiträge für 
die entsandten ungarischen Ar­
beitnehmer, die jedoch vor öster­
reichischen Gerichten angefochten 
wurden. Der österreichische Ver­
waltungsgerichtshof legte schließ­
lich den Fall dem EuGH vor und 
bat um Erläuterungen zu den Vor­
schriften der Europäischen Union 
über die Koordinierung der Sys­
teme der sozialen Sicherheit und 
insbesondere zur Bindungswir­
kung der A1-Bescheinigungen. 
Die „A1-Bescheinigung“ stellt klar, 
welche Rechtsvorschriften der so­
zialen Sicherheit auf die Inhaberin 

oder den Inhaber anzuwenden 
sind. Sie wird in dem Land ausge­
stellt, dessen Rechtsvorschriften 
für die Inhaberin und den Inhaber 
gelten, und er bestätigt, dass für sie 
nicht die Rechtsvorschriften eines 
anderen Landes gelten, mit dem sie 

in Bezug stehen. Denn nach EU-
Recht gelten für eine Person immer 
nur die Rechtsvorschriften eines 
Landes. � ◆
� hea
Weitere Informationen:
www.curia.europa.eu

Ein Urteil mit weitreichenden Folgen für die Sozialversicherungspflicht 
entsandter Pflegehelferinnen: der EuGH in Luxemburg.

Nachrichten

EuGH: Strengere Regeln bei Entsendung
Urteil: „Ein entsandter Arbeitnehmer fällt, wenn er einen anderen entsandten Arbeitnehmer ablöst, 

unter das System der sozialen Sicherheit am Arbeitsort“

Fo
to

: 
Ge

ri
ch

ts
ho

f 
de

r 
Eu

ro
pä

is
ch

en
 U

ni
on

https://www.apobank.de/


6 PflegeManagement Oktober/November 2018

Personal Management

Ausländisches Fachpersonal: 
Wie gelingt eine nachhaltige Integration?

Komplexe Aufgabenpakete in Einrichtungen und Kliniken

„Mitarbeiter können alles: 
wenn man sie weiterbildet, 
wenn man ihnen Werkzeuge 
gibt, vor allem aber, wenn man 
es ihnen zutraut.“ Dieses Zitat 
des ehemaligen Präsidenten des 
Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, Hans-Olaf Henkel, 
umschreibt die wesentlichen 
Aufgaben im Zusammenhang 
mit erfolgreichen Onboarding- 
und Integrationsmaßnahmen 
von Mitarbeitern in Unterneh­
men. 

Darüber hinaus lässt sich dieses 
Zitat aber auch auf die komplexen 
Aufgaben rund um die Integration 
von ausländischen Pflegekräften 
übertragen. Im Beitrag der letzten 
Ausgabe „Ausländisches Fachper­
sonal: große Herausforderungen 
für Arbeitgeber“ wurden vor allem 
mangelnde Deutschkenntnisse, 
kulturelle und berufspraktische 
Unterschiede, psychische Belas­
tungen und ein sich aus den vorher 
genannten Faktoren ergebender 
besonderer Betreuungsbedarf der 
Führungskräfte als wesentliche 
Themen beleuchtet. In diesem 
zweiten Beitragsteil sollen nun 
Wege aufgezeigt werden, diesen 
Schlüsselthemen zu begegnen. 

1. �Deutschkenntnisse: Qualifizie­
rung führt zu Integration

Mangelnde Deutschkenntnisse von 
ausländischen Pflegekräften wer­
den in unterschiedlichen wissen­

schaftlichen Studien als gewichtige 
Hürde für die Integration bewertet. 
In vielen Einrichtungen ist Einstel­
lungsvoraussetzung mindestens ein 
B1- beziehungsweise B2-Sprach­
zertifikat. Dieses spielt auch für die 
berufliche Anerkennung eine 
Rolle.

a)  �Verbesserung der Auswahl­
mechanismen zur Verringerung 
des Nachschulungsbedarfs

Die Erfahrung in der Praxis zeigt 
auf, dass es starke Qualitätsunter­
schiede von im Ausland erworbe­
nen, international anerkannten 
Sprachzertifikaten gibt. So ist es 
keine Seltenheit, dass Mitarbeitern 
durch ein international anerkann­
tes B2-Deutschzertifikat ein Fort­
geschrittenen-Level attestiert wird, 
diese aber dann bei später durch­
geführten Sprachtests vor Ort nur 
ein Anfängerniveau vorweisen 
können. Auch Niveauunterschiede 
zwischen schriftlichem und ge­
sprochenem Deutsch der Mitarbei­
ter sind auftretende Defizite. Die 
Deutschkenntnisse sollten daher 
bereits im Vorfeld tiefgreifender 
evaluiert werden und zudem ein 
höheres Gewicht bei der Personal­
auswahl erlangen. 
Einrichtungen können bei der 
Direktakquise von Personal aus 
dem Ausland im Rahmen von 
Skype-Interviews schnell eine Ten­
denz der mündlichen Sprachfertig­
keit der Kandidaten ermitteln. Eine 
valide Aussagekraft bezüglich der 

mündlichen und schriftlichen 
Kommunikationsfähigkeit des Be­
werbers, die zu den Anforderungen 
der Einrichtung passen soll, lässt 
sich mittels personaldiagnostischer 
Instrumente ermitteln. Hier sind 
Partnerschaften mit Spezialisten 
wie etwa Sprachdienstleistern an­
zuraten.
Die häufig zertifizierten Prüfungs­
institute haben viel Erfahrung mit 
der Organisation und Durchfüh­
rung von mündlichen und schrift­
lichen Spracheignungstests und 
können bei der Bewerberauswahl 
unterstützen. Bei der Rekrutierung 
von ausländischen Fachkräften 
über Drittorganisationen wie etwa 
Personaldienstleister oder andere 
Anbieter gilt es, diese stärker in die 
Pflicht zu nehmen und weitere 
Testverfahren über die gängigen 
Sprachzertifikate hinaus einzufor­
dern.

b)  �Best Practices Triple Win: 
Sorgfältige Auswahl und 
Sprachschulungen

Gute Ansätze für eine sorgfältige 
Auswahl und Sprachqualifizierung 
liefert zum Beispiel das gemein­
same Pilotprojekt Triple Win der 
BA (Bundesagentur für Arbeit) 
und GIZ (Gesellschaft für Inter­
nationale Zusammenarbeit) zur 
Gewinnung ausländischer Kran­
kenpflegekräfte. Die BA stellt die 
persönliche, fachliche und sprach­
liche Qualifikation der Bewerber 
durch persönliche Auswahlgesprä­

che fest. Ein Sprachtest ist Teil des 
Auswahlverfahrens. Die GIZ bie- 
tet insbesondere die sprachliche 
Qualifizierung der Pflegekräfte 
(Niveau B1 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens 
mit Fachsprache für Pflege), die 
fachliche Vorbereitung auf den 
Arbeitseinsatz in Deutschland 
sowie die Integrationsbegleitung 
und Unterstützung bei der An­
erkennung nach der Ankunft in 
Deutschland an. 

c)  �BAMF-Zuschüsse bei 
der Sprachausbildung

Nach entsprechender Rekrutierung 
des passend qualifizierten Perso­
nals sind allgemeine und berufsbe­
gleitende Sprachschulungen uner­
lässlich. Die Schulungen gelten als 
wichtiger Baustein für eine erfolg­
reiche Integration und Motivation 
der ausländischen Mitarbeiter. Um 
eine möglichst hohe Anwesenheit 
und Verbindlichkeit zu erzielen, 
sollten die Schulungen im Idealfall 
innerhalb der Arbeitszeit in den 
Einrichtungen vor Ort verpflich­
tend durchgeführt werden.
Einrichtungen können eine Be­
zuschussung durch das BAMF 
im Rahmen des ESF-BAMF-Pro­
gramms beantragen, um Kosten zu 
senken. Rückmeldungen aus Ein­
richtungen und Krankenhäusern 
haben gezeigt, dass bei vergleichs­
weise kostengünstigen unverbind­
lichen und outgesourcten Sprach­
schulungsangeboten eine geringere 

Anwesenheit und ein geringerer 
Fortschritt erzielt werden konnte. 
Trotzdem wird dieser Weg oft aus 
Kostengründen vorgezogen. 
Neben dem gewichtigen Faktor 
Sprache machen die kulturellen 
Unterschiede sowie die verschie­
denartige Berufspraxis von auslän­
dischen Pflegekräften eine inten­
sivere Einarbeitung notwendig.

2. �Intensiveres Onboarding von 
ausländischen Pflegekräften

Um ausländische Mitarbeiter fach­
lich schnellstmöglich auf einen 
gleichen Stand zu bringen und mit 
einrichtungsspezifischen Prozes­
sen und Arbeitsanweisungen nicht 
zu überfordern, empfiehlt es sich 
neben einer intensiven Einarbei­
tung, interne Dokumente auf Ver­
ständlichkeit kritisch zu prüfen 
und zu überarbeiten. In der Praxis 
werden zwei unterschiedliche An­
satzpunkte diskutiert: Zum einen 
sollen Prozessbeschreibungen und 
Arbeitsanweisungen mittels simp­
ler, kurzer Sätze unter vermehrtem 
Einsatz von Bildern, aber der Bei­
behaltung der Sprache Deutsch, 
vereinfacht werden. Zum anderen 
fordern Institutionen die Überset­
zung von grundlegenden Doku­
menten in die Muttersprache der 
Mitarbeiter. Letzteres erweist sich 
jedoch als aufwendig und teuer, da 
in der Regel Einrichtungen ihr 
Personal nicht nur aus einem Her­
kunftsland rekrutieren. Zusätzlich 
steht der letztgenannte Ansatz 

Anzeige
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dem schnellen und nachhaltigen 
Integrationsgedanken im Wege. 
Der Faktor der kulturellen Unter­
schiede hingegen sollte differen­
ziert betrachtet werden. Nach hie­
siger Auffassung sind Unterschiede 
im Sinne von Diversity Manage­
ment wünschenswert und sollten 
im täglichen Handeln respektiert 
werden. Neben interkulturellen 
Schulungen der ausländischen 
Pflegekräfte zum Thema Leben 
und Arbeiten in Deutschland ist 
eine Sensibilisierung der deutschen 
Mitarbeiter und Führungskräfte 
auf andere Kulturen anzustreben.
Workshops zum Thema „Culture 
Awareness“, also das Bewusst­
machen von kulturellen Unter­
schieden, Kommunikationsstile, 
Umgangsformen, Tabus und Be­
rufsethik sind typische Beispiele 
einer modernen, interkulturellen 
Ausrichtung. Die Bedeutung des 
Einflusses eigener und fremder kul­
tureller Prägungen auf die Wahr­
nehmung von Konflikten und die 
kulturgerechte Kommunikation in 
Konfliktsituationen sind wichtige 
Schulungsbereiche, die ein Onboar­
ding von ausländischen Pflegekräf­
ten erheblich unterstützen können. 

3. �Vermeidung von psychischen 
Belastungen durch Integra­
tionsbeauftragte und Mentoren

Die oben thematisierten Unter­
schiede in Sprache, Kultur und 

Berufspraxis sowie Heimweh füh­
ren zu anfänglichen psychischen 
Belastungen, die nicht unterschätzt 
werden dürfen. Hier hat sich der 
Einsatz von Integrationsbeauftrag­
ten oder Mentoren bewährt. So 
wurden von einigen Einrichtungen 
und Kliniken die Stellen von Inte­
grationsbeauftragten geschaffen 
oder externe Anbieter damit be­
auftragt. Diese sollen idealerweise 
den ausländischen Pflegekräften 
in ihrer Muttersprache zur Seite 
stehen.
Sie organisieren die Anreise, neh­
men die ausländischen Pflegekräfte 
nach Ankunft in Deutschland in 
Empfang, sind für deren Anmel­
dung bei Deutschkursen verant­
wortlich und begleiten sie bei Be­
hördengängen. Auch nach der 
Erstintegrationsphase sind die In­
tegrationsbeauftragten feste An­
sprechpartner für die auslän­
dischen Pflegekräfte sowie deren 
Führungskräfte. Mentoren aus 
dem Kollegenkreis können bei den 
berufspraktischen Herausforde­
rungen sehr hilfreich sein. Hier 
müssen aber noch tragfähige Kon­
zepte entwickelt werden, die auch 
eine Motivation der Stammbeleg­
schaft für diese Mentorentätigkeit 
erhöhen.
Integrationsbetreuung und Men­
toring sind zwar umfassende und 
kostenintensive Maßnahmen, die 
aber die Bindung der ausländi­
schen Pflegekräfte an die Einrich­

tungen nachhaltig erhöhen können 
und so als wirksames Instrument 
zur Verhinderung der Fluktuation 
genutzt werden können. Das oben 
einleitende Zitat von Henkel auf­
greifend wurden in dem vorliegen­
den Beitrag Qualifizierungs­
maßnahmen und Instrumente 
vorgestellt, die neue ausländische 
Mitarbeiter befähigen sollen, er­
folgreich in einer Organisation und 
Umgebung Fuß zu fassen. Doch 
neben diesen Instrumenten be­
nötigen die neuen Mitarbeiter vor 
allem das Vertrauen und die Un­
terstützung der Kollegen und Vor­
gesetzten.

4. �Positive Beeinflussung 
durch Führungskräfte

Die unterstützende Funktion von 
Führungskräften wird in der 
neueren wissenschaftlichen Dis­
kussion (Servant Leadership) als 
Kernfunktion von Führung defi­
niert. Durch die Organisation und 
Einführung oben genannter Maß­
nahmen und eine wertschätzende 
Mitarbeiterführung sind Führungs­
kräfte die Hauptverantwortlichen 
für eine gelingende Integration 
neuer Mitarbeiter. Wertschätzende 
Führung beginnt bereits im Klei­
nen: Durch die bewusste Lenkung 
der eigenen Aufmerksamkeit als 
Führungskraft auf positive Fakto­
ren sowie deutlicher und bewusster 
Aussprache von Lob gelingt es, 

eine positive Atmosphäre zu schaf­
fen.
Der Mensch sowie das Interesse an 
seinen Motiven rücken im Rahmen 
einer wertschätzenden Mitarbei­
terführung in den Vordergrund. 
Ebenso bedeutend sind die Be­
rechenbarkeit sowie das Zuhören 
im Zusammenhang mit einem 
wertschätzenden Stil gegenüber 
Mitarbeitern. Alle Führungskräfte 
müssen ausländischen Pflegemit­
arbeitern soziale Unterstützung 
und Ansprechbarkeit in Integra­
tionsfragen bieten.
Verstärkt wirkt sich eine wert­
schätzende Mitarbeiterführung 
aus, wenn auch das mittlere Ma­
nagement diese Kultur übernimmt. 
Die besondere Wertschätzung ge­
genüber den Mitarbeitern ist den 
Führungskräften jedoch nicht 
einfach vorzugeben, denn der Ur­
sprung liegt in der persönlichen 
Grundhaltung der jeweiligen Füh­
rungskraft. Coaching und Super­

visionen für Führungskräfte hel­
fen, eigene Führungskompetenzen 
zu prüfen und an neue Anforde­
rungen anzupassen. 
In dem vorliegenden Beitrag wur­
den für eine gelingende und nach­
haltige Integration Deutschkennt­
nisse, intensive Einarbeitung durch 
Mentoren, Unterstützung durch 
Integrationsbeauftragte sowie eine 
proaktive und wertschätzende 
Rolle der Führungskräfte identi­
fiziert. In vielen Einrichtungen 
fehlen tragfähige Gesamtkonzepte, 
sodass ein enormer Handlungs­
bedarf besteht. Aufgrund der Ent­
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt 
und der demografischen Rahmen­
bedingungen ist es keine Frage, 
ob Integrationskonzepte ent­
wickelt werden, sondern allein 
wie schnell diese implementiert 
und wie effektiv diese gelebt wer­
den.� ◆

Dr. Karin Marchand

Anzeige

Die Autorin ist Dozentin für Unternehmens
führung und Personal (FOM Hochschule für 
Oekonomie und Management), Forschungstätigkeit 
am ipo Institut für Personal- und Organisations-
forschung (FOM Hochschule für Oekonomie und 
Management). Dieser Beitrag ergänzt ihre Analyse 
in der letzten Ausgabe August/September 2018: 
„Ausländisches Fachpersonal: große Herausforde-
rungen für Arbeitgeber“.
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Politik

Gretchenfrage im Bundestag:  
Wie hältst Du’s mit der Pflege?

Ein Jahr nach der Bundestagswahl werden beim Thema Pflege alleine Die Grünen 
und mit etwas Abstand Die Linke im Deutschen Bundestag ihrer Oppositionsrolle gerecht 

Die Themen Gesundheit und 
Pflege brennen den Bundesbür­
gerinnen und Bundesbürgern auf 
den Nägeln. Bei der repräsen­
tativen Umfrage des Instituts 
infratest dimap für den ARD-
Deutschland-Trend im August 
bezeichneten es 69 Prozent der 
Befragten als „sehr wichtig“, 
für weitere 29 Prozent war es 
immer noch „wichtig“. Pflege 
und Gesundheit sind also das 
Top-Thema der Deutschen. Und 
das nicht erst im August. Im 
Deutschland-Trend für den Vor­
monat Juli befanden 79 Prozent 
der Befragten, dass die Situa­
tion in der Pflege zu wenig Raum 
in der politischen Diskussion 
einnehme. 

Eigentlich ein gefundenes Fressen 
für eine jede Opposition, ein Jahr 
nach der Bundestagswahl die De­
fizite der Bundesregierung und der 
sie tragenden Parteien im Deut­
schen Bundestag aufzudecken und 
sich mit klugen Vorschlägen und 
Konzepten als politische und 
regierungsfähige Alternative zu 
präsentieren. Werden die AfD als 
größte Oppositionspartei, Grüne, 
Linke und FDP dem gerecht?
PflegeManagement hat Presse­
mitteilungen der Fraktionen, Face­
bookeinträge der entsprechenden 
Fachsprecherinnen oder Fachspre­
cher der Fraktionen, soweit sie in 

Facebook präsent sind, und die 
Tagesordnungen des Gesundheits­
ausschusses des Deutschen Bun­
destages daraufhin bis Redaktions­
schluss am 6. September 2018 
untersucht. 
Das Ergebnis: Nahezu sprachlos ist 
die AfD beim Thema Pflege. Über 
1.700 Pressemitteilungen hat die 

Bundestagsfraktion der Alterna­
tive für Deutschland seit ihrem Ein­
zug in den Deutschen Bundestag 
im September 2017 veröffentlicht.
Bis zum 6. September dieses Jahres 
ließen sich im weitesten Sinne elf 
Pressemitteilungen der AfD der 
Gesundheits- und Pflegepolitik 
zuordnen. Im weitesten Sinne 

schließt etwa die Forderung nach 
einem Rücktritt der brandenbur­
gischen Gesund­
heitsministerin 
ein. Dreimal äu­
ßerte sich die 
Af D-Fra kt ion 
davon in Pressemitteilungen zur 
Pflege: in der Haushaltsdebatte 

Mitte Mai, zum Abschluss der Ver­
handlungen zwischen CDU/CSU 
und SPD über einen Koalitions­
vertrag Mitte Februar und zur 
Forderung nach Rückbau und 
Neustrukturierung des Kranken­
hausabrechnungssystems. 
Aber Abgeordnete werden nicht 
gewählt, um Pressemitteilungen zu 
schreiben. Pressemitteilungen sind 
vielmehr das Ergebnis der politi­
schen Arbeit in den Gremien des 
Deutschen Bundestages. Gesetzes­
initiativen, Anträge in Ausschüs­
sen und Anfragen an die Bundes­
regierung sowie die öffentlich 
übertragenen Debatten im Deut­
schen Bundestag sind dafür 
die klassischen Plattformen einer 
Opposition. 

In den bisher 18 Sitzungen des Ge­
sundheitsausschusses findet sich 

indes bis Anfang 
September dieses 
Jahres kein einzi­
ger Antrag der 
größten Opposi­

tionsfraktion im Deutschen Bun­
destag. Auch bei den sogenannten 
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Konstituierende Sitzung des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestages am 31. Januar 2018.
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pflege“ (Ds. 19/608). In Presse­
mitteilungen ist die Linke-Bun­
destagsfraktion aktiver, 20-mal 
äußerte sich die pflegepolitische 
Sprecherin der Fraktion, Pia 
Zimmermann, seit Anfang dieses 
Jahres bis zum 6. September dieses 
Jahres in dieser Form zu Themen 
rund um die Pflege.

13 kleine Anfragen hat die 80-köp­
fige FDP-Fraktion nach ihrem 
Wiedereinzug in den Deutschen 
Bundestag an das Bundesgesund­
heitsministerium gestellt. Darüber 
hinaus haben die Liberalen einen 
Gesetzentwurf in den Gesund­
heitsausschuss des Deutschen 
Bundestages eingebracht. Er stand 
in der siebten Sitzung am 18. April 
auf der Tagesordnung: „Entwurf 
eines Cannabis­
kontrollgesetzes 
(CannKG) – Ein­
führung und Be­
schlussfassung 
über die Durch­
führung einer öffentlichen Anhö­
rung“. Die weitere Einführung und 
Beratung dieses Gesetzentwurfs 
stand in der letzten Sitzung des 
Gesundheitsausschusses vor der 

Sommerpause 
am 27. Juni 2018 
auf der Tages­
ordnung. Dort 
legten die Libe­

ralen auch einen Antrag zum 
Thema „Cannabis-Modellprojekte 
ermöglichen“ vor (Ds. 19/515). 
Die pflegepolitische Sprecherin der 
Liberalen im Bundestag, Nicole 
Westig, hat sich Ende August die­
ses Jahres einem Praxistest unter­
zogen und ein Tagespraktikum bei 
einem ambulanten Pflegedienst in 

ihrer Region im Rhein-Sieg-Kreis 
absolviert. Und Anfang August 
kommentierte sie in einer Presse­
mitteilung den Entwurf des Pfle­
gestärkungsgesetzes: „Spahn fehlt 
das Konzept“. Ihr Kreisverband, 
die FDP Rhein-Sieg, verbreitet 
darüber hinaus per Facebook 
das Studiogespräch beim Sender 
„Phoenix“ vom selben Tag. 

Und CDU, CSU 
und SPD? Sie 
sind die Fraktio­
nen, die die Re­
gierung stellen. 

Doch auch für die Bundesregie­
rung und die sie tragenden Frak­
tionen gilt der Satz von Peter 
Struck, dem ehemaligen, 2002 
verstorbenen Fraktionschef der 
SPD-Bundestagsfraktion: „Kein 
Gesetz verlässt den Bundestag so, 
wie es eingebracht wurde ...“� ◆
� hea 

Weitere Informationen: 
www.afd-fraktion.de
www.bundestag.de
www.infratest-dimap.de
www.kleineanfragen.de
www.nicole-westig.de
www.pia-zimmermann.de
www.schulz-asche.de

Kleinen Anfragen an die Bundes­
regierung bringen es die 92 Bun­
destagsabgeordneten der AfD bis 
zum Stichtrag 6. September gerade 
einmal auf zehn Anfragen zum 
Thema Gesundheit.
Davon ging es in zwei Anfragen 
um die Pflege: „Ausländische 
Pflegekräfte in Deutschland“ 
(Ds. 19/2455) und „Beiträge zur 
Pflegeversicherung von Eltern – 
Neubewertung des Kinder-Berück­
sichtigungsgesetzes im Zeichen der 
demografischen Krise“ (Ds. 
19/1478). Insgesamt stellten die 
AfD-Bundestagsabgeordneten laut 
der „Open Knowledge Foundation 
Deutschland e. V.“ bis zum Redak­
tionsschluss 346 Anfragen. 
Die Open Knowledge Foundation 
Deutschland e. V. ist ein gemein­
nütziger Verein mit Sitz in Berlin, 
der sich seit der Gründung 2011 
zum Ziel gesetzt hat, sich für die 
Verbreitung von freiem und offen 
zugänglichem Wissen in der Ge­
sellschaft, für offene Daten, Trans­
parenz und Beteiligung einzu­
setzen. Ein ehrenamtliches Projekt 
der Foundation ist die Veröffent­
lichung der Kleinen Anfragen und 
der Antworten darauf im Deut­
schen Bundestag sowie in allen 
Landesparlamenten. Denn insbe­
sondere in den Antworten auf 
Kleine Anfragen gebe es immer 
wieder interessante Details, die es 
wert seien, einer interessierten 
Öffentlichkeit bekannt gemacht zu 
werden. 
Im Gegensatz zur größten Oppo­
sitionsfraktion im Deutschen Bun­
destag sind die Oppositionsfrak­
tionen von Linken und Grünen 
beim Thema Pflege erheblich 
engagierter unterwegs. Schon für 
die zweite Sitzung des Gesund­
heitsausschusses des Deutschen 
Bundestages am 31. Januar 2018 
setzten Linke und Grüne eigene 
Anträge auf die Tagesordnung: 
„Sofortprogramm gegen den Pfle­
genotstand in der Altenpflege – 
Einführung und Beschlussfassung 

über die Durchführung einer 
offentlichen Anhörung“ (Linke, 
Ds. 19/79, Grüne Ds. 19/447).
Die Beratung zu diesen Anträgen 
wurde dann jeweils in der dritten 
Sitzung des Ausschusses am 
21. Februar 2018 und der vierten 
Sitzung am 28. Februar 2018 fort­
gesetzt. Die Schlussberatung der 
Anträge fand in der Ausschusssit­
zung am 13. Juni 2018 statt.

Für die siebte Sitzung am 18. April 
2018 setzte die Fraktion der Linken 
im Deutschen Bundestag einen 
weiteren Antrag zum Thema Pflege 
zur Beratung und Beschluss­
fassung auf die Tagesordnung: 
„Eigenanteile in Pflegeheimen sen­
ken – Menschen 
mit Pflegebedarf 
finanziell entlas­
ten“ (Ds. 19/960). 
Auch hier ging es 
zunächst um den 
Beschluss für eine öffentliche An­
hörung. Am selben Tag noch folgte 
nachmittags die öffentliche Anhö­
rung der Sachverständigen zu den 
jeweiligen Anträgen von Linken 
und Grünen für ein Sofortpro­
gramm in der Pflege. Die elfte Sit­
zung des Ausschusses am 4. Juli 
widmete sich dann der öffentlichen 
Anhörung des Linken-Antrages 
„Eigenanteile in Pflegeheimen sen­
ken – Menschen mit Pflegebedarf 
finanziell entlasten“.

67 Abgeordnete zählt die Fraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen. Sie 

ist damit die kleinste Oppositions­
fraktion im Deutschen Bundestag. 
Die Linke hat 69 Bundestagsabge­
ordnete. Beide Fraktionen machen 
das bei der Pflege durch fleißige 
parlamentarische Arbeit wett, was 
sich neben der inhaltlichen Arbeit 
im Ausschuss auch bei den Kleinen 
Anfragen zeigt. 
Alleine für den Zeitraum von vier 
Wochen vom 25. Juni 2018 bis 
20. Juli 2018 finden sich sechs Ant­
worten der Bundesregierung auf 
Grünen-Anfragen. Drei davon 
drehen sich um die Pflege: „Zu­
sammensetzung, Arbeitsaufträge 
und Inhalte der „Konzertierten 
Aktion Pflege“ (Ds. 19/3582), „An­
schluss von Gesundheits- und Pfle­
geeinrichtungen an das schnelle 
Internet – Breitbandversorgung im 
Gesundheitswesen (Ds. 19/3430), 
„Geplante Maßnahmen der Bun­
desregierung gegen den Per­

sonalnotstand 
in der Pflege“ 
(Ds. 19/2952). 
Das spiegelt sich 
auch in den Pres­
semitteilungen 

der bündnisgrünen Bundestags­
fraktion wider. Im selben Zeitraum 
von vier Wochen äußerte sich die 
pflegepolitische Sprecherin der 
Bündnisgrünen im Deutschen 
Bundestag, Kordula Schulz-Asche, 
über zehnmal in Pressemitteilun­
gen und Verlautbarungen, unter 
anderem auch mit Bezug auf die 
kleinen Anfragen. 
Über 16 Anfra­
gen stellte die 
Bundestagsfrak­
tion Die Linke 
seit Anfang die­
ses Jahres an das Bundesgesund­
heitsministerium. In drei Anfragen 
ging es um die Situation in der 
Altenpflege: „Personaluntergren­
zen und bedarfsgerechte Pflege“ 
(Ds. 19/2453), „Finanzielle Über­
lastung der Menschen in 
Pflegeheimen“ (Ds. 19/1572) und 
„Arbeitsbedingungen in der Alten­

Anzeige
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und Linke“

„Tagespraktikum 
zur Pflege“

„Kein Gesetz verlässt 
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PflegePraxis

Advance Care Planing: „Es bewegt sich etwas“
„Behandlung im Voraus planen“: Der Ethikbeauftragte des Erzbistums Köln sieht noch viele Potenziale

Beim Thema „Advance Care 
Planing“ tappen viele Pflege­
einrichtungen noch im Dunkeln. 
Das Palliativ- und Hospizgesetz 
von 2015 ermöglicht Pflege­
einrichtungen, ihren Bewohne­
rinnen und Bewohnern eine 
Versorgungsplanung über die 
individuell medizinisch-pflege­
rische Behandlung und Betreu­
ung in der letzten Lebensphase 
anzubieten. Faktisch können 
die Einrichtungen dieses Ange­
bot aber erst seit Anfang dieses 
Jahres abrechnen. Und immer 

noch gibt es dafür keine standar­
disierten Abrechnungsverfahren. 

„Das ist ein riesendickes Brett, was 
man bohrt“, weiß Dr. Thomas 
Otten. Der 59-jährige Diplom- 
Theologe ist erfahrener Kranken­
hausseelsorger. Zehn Jahre arbei­
tete er am Malteser Krankenhaus 
in der Bundesstadt Bonn, 13 Jahre 
an der Universitätsklinik Köln, seit 
fünf Jahren ist er am Krankenhaus 
Merheim im rechtsrheinischen 
Köln. Er kennt die Automatismen 
und die Zielkonflikte zwischen 

ärztlichem Lebenserhaltungsauf­
trag und Patientenwillen.
Thomas Otten ist da ganz klar auf­
gestellt: „Jede medizinische Maß­
nahme ist einwilligungspflichtig. In 
der Praxis entscheidet jedoch viel zu 
oft das medizinisch ‚Machbare‘ über 
Behandlungen. Stattdessen müsste 
man sich fragen: Ist das, was wir 
grundsätzlich machen könnten, auch 
sinnvoll und im Sinne dieses konkre­
ten Patienten? Was würde er wollen?“
Dr. Thomas Otten ist nicht nur 
Krankenhausseelsorger, er ist im 
Erzbistum Köln auch einer der 
fünf Beauftragten für Ethik im Ge­
sundheitswesen und beschäftigt 
sich schwerpunktmäßig mit Fra­
gen der Entscheidungsfindung am 
Lebensende. Er hält es für einen 
großen Fortschritt, dass das in 
zahlreichen anderen Ländern be­
reits etablierte Konzept Advance 
Care Planing (deutsch: „Behand­
lung im Voraus planen)“ nun auch 
in Deutschland angekommen ist.
Der Markenkern von „Behandlung 
im Voraus planen“ (BVP) besteht 
dabei aus zwei Säulen: 1. Dem pro­
fessionell begleiteten Prozess zur 
Ermittlung und Dokumentation 
des Willens der Bewohnerin, des 
Bewohners. 2. Der regionalen Im­
plementierung, das bedeutet, 
Strukturen zu schaffen, die die 
Umsetzung der ermittelten Be­
handlungswünsche von Menschen 
sicherstellen und unterstützen.

Defizite in der 
Akutmedizin

Gerade in der Akutmedizin sieht 
der Diplom-Theologe Defizite. Die 
Errungenschaften und Kompeten­
zen der Palliativmedizin hätten 
dazu geführt, dass die anderen 
medizinischen Disziplinen ihre je 
eigene Verantwortung, für ein gutes 
Sterben und einen guten Tod zu 
sorgen, vielfach an diese delegiert 
hätten. Aus seiner Sicht kommt es 
zu oft dazu, dass erst dann, wenn 
gar nichts mehr geht, über die 
Sinnhaftigkeit der weiteren Be­
handlung nachgedacht wird und 
der Patient dann in die Hände der 
Palliativmediziner abgegeben wird. 
Die Medizin entwickle heute oft eine 
solche Eigendynamik, dass viele 
Menschen Angst davor hätten, am 
Lebensende therapiert zu werden, 
obwohl sie es nicht mehr wollen.
Der renommierte Palliativmedi­
ziner Gian-Domenico Borasio 
(früher München, jetzt Lausanne), 
stellt im Interview mit dem Ham­
burger Wochenmagazin „Die Zeit“, 
im April dieses Jahres sogar die 
These auf: „Durch Übertherapie 
am Lebensende sterben wir nicht 
nur schlechter, sondern auch frü­
her.“ Und er begründet dies am 
Beispiel von Krebspatienten, die 
am Lebensende noch Therapien, 
Chemotherapie oder Bestrahlun­
gen bekämen, „die sie eigentlich 
nicht mehr vertragen können“. 

„Wir müssten uns klarmachen“, 
sagt Otten, „dass sich heutzutage 
zwei Drittel aller Sterbefälle erst 
nach einer von Menschen getroffe­
nen Entscheidung, den Tod nicht 
mehr (weiterhin) zu verhindern, 
ereignen.“ Angesichts der heutigen 
Möglichkeiten in den Sterbeprozess 
einzugreifen und Leben zu verlän­
gern, sei es aus seiner Sicht unum­
gänglich, die Leute selbst in diese 
Entscheidungsprozesse einzube­
ziehen. Sich zusammenzusetzen, 
aufzuklären und sich zu beraten. 
Eigentlich gilt dies nicht nur für 
Menschen in einem höheren Le­
bensalter. Jeder Erwachsene kann, 
etwa durch einen Unfall, in eine 
Situation geraten, in der er in me­
dizinischen Entscheidungssituati­
onen aktuell nicht einwilligungs­
fähig ist. Der erste und wichtigste 
Schritt wäre es, einen Menschen 
seines Vertrauens durch eine Voll­
macht zum Patientenvertreter für 
derartige Situationen zu ernennen.
Diese Person müsse gegebenenfalls 
dann auch die Durchsetzungskraft 
gegenüber Pflegerinnen und Pfle­
gern, Ärztinnen und Ärzten mit­
bringen, etwa wenn Ärzte trotz 
palliativem Behandlungsziel noch 
große Flüssigkeitsmengen und 
Sondenkost verabreichen, mit der 
Begründung: „Wir können Ihren 
Vater doch nicht verhungern oder 
verdursten lassen.“ Die Palliativ­
medizin weiß dagegen längst, dass 
Sterbende diese künstlich zuge­
führten Flüssigkeiten gar nicht 
mehr verarbeiten können und 
diese dem Sterbenden viel mehr 
schaden als nützen.
Im November 2015 beschloss der 
Deutsche Bundestag das Hospiz- 
und Palliativgesetz. Ziel des Geset­
zes ist die weitere Förderung der 
Versorgung der Menschen in der 
letzten Phase des Lebens, aber auch 
der flächendeckende Ausbau der 

Palliativ- und Hospizversorgung. 
Gleichzeitig wurde die Palliativ­
versorgung als Bestandteil der ge­
setzlichen Regelversorgung der 
Krankenkassen aufgenommen. Die 
Kosten dafür bezifferte das Bun­
desgesundheitsministerium sei­
nerzeit auf einen unteren bis mitt­
leren dreistelligen Millionenbetrag. 

Qualifizierte Ausbildung 
nach DIV-BVP

Der Finanzierungsauftrag wurde 
im Sozialgesetzbuch V in einem 
eigenen Abschnitt geregelt (§ 132g): 
„Gesundheitliche Versorgungspla­
nung für die letzte Lebensphase“. 
Danach hat die Krankenkasse des 
Versicherten die notwendigen Kos­
ten zu tragen (Absatz 4). Die not­
wendige Rahmenvereinbarung 
zwischen dem Spitzenverband der 
Krankenkassen und den Trägern 
sollte eigentlich schon Ende 2016 
unter Dach und Fach sein. Doch 
faktisch sollte es doppelt so lange 
dauern, ehe Ende November 2017 
die Rahmenvereinbarung über die 
Refinanzierung der gesetzlichen 
Regelung nach § 132g SGB V un­
terschriftsreif war.
Derweil hat sich die Senioren- 
haus GmbH der Cellitinnen zur hl. 
Maria in Köln in Kooperation mit 
der Abteilung Seelsorge im Sozial- 
und Gesundheitswesen mit einem 
Projekt auf den Weg gemacht, 
ihren Bewohnerinnen und Bewoh­
nern „Gespräche zur gesundheit­
lichen Vorausplanung und zur 
Erstellung aussagekräftiger Patien­
tenverfügungen anzubieten“. Auch 
das Deutschordens-Wohnstift im 
rechtsrheinischen Köln-Neubrück 
ist mit dabei.
Gemeinsam mit anderen Dozenten 
bildet Diplom-Theologe Otten Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter, 
aber auch andere Interessierte in 
einem ersten Schritt zu qualifizier­
ten BVP-Gesprächsbegleiterinnen 
und BVP-Gesprächsbegleitern 
nach dem Standard der deutsch­
sprachigen interprofessionellen 
Vereinigung Behandlung im Vor­
aus planen (DIV-BVP) aus. 
Das sei für manche der Teilneh­
merinnen und Teilnehmer nicht 
einfach: „Man braucht medi­
zinisch-pflegerische Kenntnisse, 
man muss Kompetenzen in der Ge­
sprächsführung mitbringen und 
muss in der Lage sein, ergebnisoffen 
zu beraten. Das führt dazu, dass 
die zu reflektierenden Fragen um 
Leben und Tod den Beratern selbst 
sehr nahe kommen, was manch ei­
nen überfordert. Doch das große 
Engagement der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer macht ihm auch 
deutlich: „Es bewegt sich was.“� ◆
� hea 

Weitere Informationen:
www.div-bvp.de/
www.sterbeninwuerde.de
www.zeit.de

„Ist das, was wir 
grundsätzlich machen 
könnten, auch sinnvoll 

und im Sinne des 
konkreten Patienten? 

Was würde er wollen?“

Dr. Thomas Otten, Krankenhaus-
seelsorger.
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Pflege Digital

Auf dem Weg zur „smarten Altenpflege“
Sprachassistenten, intelligente Pflegebetten, Angehörigen-Apps oder kluge Hemden – 

die Digitalisierung eröffnet neue Potenziale für Träger, Angehörige, Pflegerinnen und Pfleger

83 Prozent der Patientinnen und 
Patienten sehen bei der Digita­
lisierung des deutschen Gesund­
heitswesens Nachholbedarf. So 
lautet eines der Ergebnisse der 
Onlinebefragung, die die deut­
sche Apotheker- und Ärztebank 
(apoBank) gemeinsam mit dem 
Research-Unternehmen Statista 
durchgeführt hat. „Der Patient 
fordert die Digitalisierung, die 
er von anderen Lebensberei­
chen gewohnt ist, auch in der 
medizinischen Versorgung ein“, 
kommentiert Daniel Zehnich, 
Leiter des Bereichs Gesund­
heitsmärkte und Gesundheits­
politik bei der apoBank, die 
Studie. Die Umfrage zeigt, dass 
im Thema Digitalisierung im 
Gesundheitsmarkt noch viel un­
genutztes Potenzial liegt. 

Hierin sieht der Branchenverband 
Bitkom Grund zur Freude: „Wir 
erleben gerade den Durchbruch 
des Smarthome und den Siegeszug 
der Sprachassistenten“, sagte der 
Präsident des Digitalverbands An­
fang August im Vorfeld der IFA in 
Berlin.
Der Grund der Freude des Interes­
senverbands von mehr als 2.600 
Unternehmen der digitalen Wirt­
schaft, darunter mehr als 1.000 
Mittelständler und über 400 Start­
ups, ist die jüngste Bitkom-Um­
frage. Danach ist jeder vierte Bun­
desbürger auf dem Weg zu einem 
intelligenten Zuhause. Während 
das Smarthome, befeuert auch 
durch diverse Kampagnen der 
örtlichen Stromversorger, in aller 

Munde ist, entdecken Tüftler in 
Zusammenarbeit mit Software­
dienstleistern den Charme einer 
„smarten Altenpflege“.
An cleveren und smarten An­
wendungen arbeitet die Connext 
Communications GmbH aus 
Paderborn bereits. Im Fokus stehen 
die vernetzte Kommunikation von 
Pflegekräften und der Einsatz von 
Spracherkennung. Der Software­
hersteller hat seine Produktfamilie 
Vivendi mit entsprechenden 
Schnittstellen zum Internet der 

Dinge geöffnet und bietet neben 
mobilen Dokumentationslösungen 
für Tablets und Smartphones jetzt 
auch einen echten, smarten Mehr­
wert. 
So können Vivendi Nutzer – dank 
Amazons Echo mit Sprachassistent 
Alexa – direkt am Bett des Klien­
ten Pflegeberichte aufrufen oder 
Medikationspläne anzeigen lassen. 
Aber auch eine aktive Sprach­
eingabe von Vitalwerten lassen sich 
per Alexa an Vivendi weitergeben. 
Das ist nicht nur äußerst prak- 

tisch, sondern spart auch Zeit und 
Wege.

Liegeposition vom 
Schwesternzimmer aus 

verfolgen
Darüber hinaus ist es auch mög­
lich, andere Sensoren direkt an 
Vivendi anzubinden, die ganz au­
tomatisch Daten liefern. Intelli­
gente Pflegebetten sind hier ein 
spannendes Stichwort. Das smarte 
Bett registriert durch die einge­

baute Sensortechnik jede Bewe­
gung des Patienten und leitet die 
Informationen an das Vivendi-Be­
wegungsprotokoll weiter. Die Pfle­
gekraft kann so die Liegeposition 
des Klienten auch vom Schwes­
ternzimmer aus verfolgen. Sie 
weiß, ob der Klient im Bett liegt, 
das Bett verlassen hat oder auf 
der Bettkante sitzt. So lassen sich 
nachts unnötige Kontrollbesuche 
vermeiden und ermöglichen dem 
Klienten einen unterbrechungs­
freien Schlaf.
Die Einbindung von ‚Dritten‘ in 
den Pflege- und Betreuungsprozess 
gehört für Connext ebenso zum 
Thema Digitalisierung. Mit Vivendi 
Assist bietet Connext eine App, mit 
der Angehörige sich rund um die 
Uhr über die Pflegesituation er­
kundigen können. Ärzte haben die 
Möglichkeit, sich vor einer Visite 
über den Gesundheitszustand ih­
res Klienten zu informieren. Um 
Kurznachrichten mit Angehörigen, 
Ärzten und Betreuern auszu­
tauschen, stellt die App einen ge­
schützten Kommunikationskanal 
zur Verfügung. 
„Wie geht es meiner Mutter, mei­
nem Vater in der Einrichtung? Hat 
er oder sie noch genug Taschen­
geld, um den Friseur bezahlen zu 
können?“ Eine alltägliche Frage für 
Angehörige, die sich in der Vergan­
genheit gemeinhin nur beantwor­
ten ließ, wenn man sich persönlich 
ein Bild vor Ort macht. Die Ange­
hörigen-App etwa von BeneVit in 
Zusammenarbeit mit dem Soft­
waredienstleister HEIMBAS er­
möglicht ihnen jetzt den digitalen 
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„Die App gestaltet 
die Kommunikation 

zwischen Einrichtungen 
und Angehörigen 

transparenter.“

HEIMBAS-Geschäftsführerin 
Katharina Kehler.

„Mobile Zeit- und 
Leistungserfassung im 

ambulanten Pflegesektor 
mit topaktueller und extrem 
sicherer RFID-Technologie.“

HyCARE-Geschäftsführer Thomas 
Liehr.

„Jegliche Hilfe im 
INSELpro-Netzwerk 

ist kostenlos.“

Reinhold Straubmeier, Diplom- 
Informatiker und Prokurist bei der 
develop group.

https://www.wibu-gruppe.de/
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Einblick auf den Tagesablauf im 
Pflegeheim. Dafür hat HEIMBAS 
eine internetbasierte Plattform ge­
schaffen, über die wesentliche In­
formationen, hinsichtlich der Ver­
sorgung der Bewohnerin und des 
Bewohners in einer Altenpflegeein­
richtung, den Angehörigen direkt 
aus der Pflegedokumentation an­
gezeigt werden.

Rechnungen werden 
hochgeladen 

„Die App soll vor allem die Kom­
munikation zwischen den Ein­
richtungen und den Angehöri- 
gen transparenter gestalten“, sagt 
Katharina Kehler, Geschäftsführe­
rin bei HEIMBAS GmbH. Die An­
gehörigen könnten sich alle Daten, 
unterteilt in verschiedene Rubri­
ken, wie Ereignisse, Stammblatt 
oder Rechnungen, anschauen und 
ebenso online nachverfolgen, wie 
das Familienmitglied den Tag ver­
bracht habe oder wie die Körper­
gewichtskurve verlaufe. So wer- 
den zum Beispiel bei dem Reiter 

„Stammblatt“ nicht nur 
die personenbezogenen 
Daten der Bewohnerin 
oder des Bewohners 
angezeigt, sondern auch 
die Bezugsperson in der 
Einrichtung, die aktuel­
len Pflegeberichte oder 
der Medikamentenplan. 
Auch Geldbewegungen 
könnten unter der Rubrik 
Finanzen nachverfolgt 
werden. Diese könnten 
durch Filtermöglichkei­
ten nach Monat, Jahr 
oder Quartal vereinfacht 
angezeigt werden. Rech­
nungen werden auto­
matisch in das Portal 
hochgeladen und chrono­
logisch abgespeichert.
Die App bietet auf kur­
zem Weg den Angehöri­
gen auch die Möglichkeit 
sofort Kontakt mit der 

Einrichtung aufzunehmen, wenn 
ein Besuch zum Beispiel aus Ter­
mingründen nicht möglich ist. 
Kehler: „Der Angehörige hat alles 
auf einem Blick parat und 
kann direkt nachfragen.“
„Es gibt ein Kommunika­
tionsproblem in der Alten­
pflege“, haben Jasper Böckel 
und Felix Kuna beobachtet. 
Ein mehrmonatiges Prakti­
kum der beiden in der Pflege 
war 2017 der Auslöser für 
die Gründung von myo. Un­
ternehmensziel: Verbesse­
rung der Kommunikation 
zwischen Pflegenden und 
Angehörigen von Heimbe­
wohnern.
Die Kommunikationsplatt­
form erfüllt zunächst drei 
Grundvoraussetzungen:
1. Die Pflege steht im Vor­
dergrund. myo ermöglicht 
bessere und effektivere 
Arbeitsabläufe. Schluss mit 
Zettelwirtschaft, unzähli­
gen Telefonaten ohne 
garantierte Erreichbarkeit, 

und überfüllten E-Mail-Post­
fächern mit unterschiedlichsten 
Wünschen. Den daraus resultie­
renden Zeitgewinn können 
Pflegende für die Arbeit mit Be­
wohnern nutzen.
2. Professioneller Austausch fernab 
von privaten Kommunikations­
kanälen. EU-DSVGO Konformität 
garantiert höchsten Datenschutz 
und Informationssicherheit. Die 
Registrierung erfolgt mit einem 
sicheren QR-Code. Geteilte Inhalte 
sind nur für die jeweiligen Fami­
lienmitglieder einsehbar. 
3. Qualitätssicherung und Verwal­
tung. Neben der myo App haben 
Betreiber Zugriff auf das Manage­
ment-Tool. Dies ermöglicht es, die 
Qualität im Austausch mit den 
Angehörigen sicherzustellen. Sie 
können beispielsweise Fotos oder 
Textnachrichten vor dem Versen­
den einsehen, verändern und ein­
zeln freigeben.
Das Resultat ist eine Kommunika­
tionsplattform, mit der Pflegende 
professionell, sicher und direkt mit 
Angehörigen Inhalte teilen. 

Apps für Angehörige, 
Apotheken und Ärzte

Mit myo können Pflegende Ange­
hörige über Ausflüge, organisato­
rische Anliegen oder sonstige All­
tagsgeschehnisse in Form von 

Fotos, Videos oder Sprach­
nachrichten informieren. 
Die Angehörigen wissen 
ihre Liebsten im Altenheim 
in guten Händen und kön­
nen Pflegenden ihre Wert­
schätzung und Dankbarkeit 
auf direktem Wege entge­
genbringen.
Die Sinfonie GmbH & Co. 
KG entwickelt seit 1994 
Software für soziale Dienst­
leister. Im November 2018 
bringen die Spezialisten 
„slink“ auf den Markt. Da­
hinter verbirgt sich eine 
plattformübergreifende An­
wendung, die es sozialen 
Einrichtungen ermöglicht, 
Daten an einen berechtig­
ten Personenkreis, zum 
Beispiel Apotheken, Ange­
hörige, Interessenten, Kli­
enten oder Ärzte digital, 
schnell und sicher zu über­

tragen. Die Grundlage stellen oh­
nehin erfasste Stammdaten der 
Interessenten-, Klienten- und 
Mitarbeiterverwaltung und Infor­
mationen der Dokumentation dar.
Für soziale Einrichtungen und ih­
ren berechtigten Personen ergeben 
sich vielfältige Anwendungsszena­
rien. Beispielsweise können In­
teressenten ihre Anfrage und den 
jeweiligen Status der Bearbeitung 
eigenständig einsehen. Behan­
delnde Ärzte haben die Möglich­
keit, aktuelle Verordnungen oder 
Vitalkurven zu verfolgen. Eigene 
Personaldaten können von Mit­
arbeitern abgerufen und Teile der 
Dokumentation im Zuge der mul­
tiprofessionellen Versorgung von 
externen Therapeuten eingesehen 
werden.
Zugrunde liegt ein mehrstufiges 
Freigabe- und Sicherheitskonzept. 
Hierbei erteilt die soziale Einrich­
tung und die betroffene Person 
eine Zustimmung für die Freigabe 
ihrer Daten an den definierten 
Empfängerkreis.
Eine mobile Zeit- und Leistungs­
erfassung im ambulanten Pflege­
sektor mit topaktueller und extrem 
sicherer RFID-Technologie hat 

Eine Kommunikationsplattform, mit der 
Pflegende professionell, sicher und direkt mit 
Angehörigen Inhalte teilen: die myo App.

„slink“: Der Blick eines Interessenten auf potenzielle Zimmer in einer 
Pflegeeinrichtung. Über ein Tablet informiert sich ein externer Wund
berater oder Arzt zur aktuellen Verlaufsdokumentation (l.).
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Sprachassistentin Alexa macht’s möglich: 
am Bett Pflegeberichte aufrufen oder 
Medikationspläne anzeigen lassen. Aber 
auch eine aktive Spracheingabe von Vital-
werten lassen sich per Alexa an Vivendi 
weitergeben.
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https://myo.de/
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das Berliner Softwareunterneh- 
men „HyCARE“ erfolgreich beim 
Münchner Patentamt angemeldet. 

Smartes 
Informationszentrum 
mit allen Tourdaten

„Das Prinzip ist einfach“, er- 
klärt Firmenchef Thomas Liehr. 
„HyCARE smart bietet rund um 
ein Informationszentrum die 
Tourdaten der pflegerischen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter an, 
zeigt also die geplante Tour mit 
allen dazugehörigen Informatio­
nen. Besonders bei uns ist: Sobald 
der Kollege mit dem Telefon einen 
kleinen Aufkleber berührt, der sich 
vor Ort zum Beispiel an der Doku­
mentationsmappe des Patienten 
befindet, erkennt unser Programm 
den darauf gespeicherten Code, 
ordnet ihn intern dem Patienten 
zu, findet in seiner Datenbank den 
geplanten Einsatz und startet ihn 
sofort. Der Mitarbeiter kann das 
Telefon ablegen und sich um den 
Klienten kümmern. Am Ende be­
rührt er den Aufkleber mit dem 
kleinen NFC-Chip darin abermals, 
und HyCARE smart nimmt das 
zur Kenntnis. Die Daten werden 
direkt in die Einrichtung übertra­
gen und stehen Sekunden später 
dort zur Verfügung.“
Das spare Zeit und gewährleiste 
für die Pflegedienstleitung und die 
Geschäftsführung, dass die über­
mittelten Daten auch tatsächlich 
fehlerfrei seien. In der Software, 
die in der Pflegeeinrichtung für 
Planung, Verwaltung, Dokumen­
tation und Abrechnung eingesetzt 
werde, werde bei jedem auf diese 
Weise dokumentierten Einsatz er­
kennbar, wie dessen Zeiten und 
Leistungen bestätigt wurden, also 
ob mit oder ohne NFC-Chip gear­
beitet wurde. Dabei enthält dieser 
Chip keine Daten, die etwas über 
den Patienten oder seinen Gesund­
heitszustand aussagen, sondern 
nur einen eindeutigen, unver­
wechselbaren, aber außerhalb des 
Systems völlig nutzlosen Code, der 
tatsächlich nur zum Starten und 
Beenden der richtigen Einsätze 
verwendet werden kann. 

Die smarte Altenpflege nimmt aber 
auch die Gesundheitsprävention 
bei der Arbeit der Pflegerinnen 
und Pfleger in den Fokus. Wie las­
sen sich die psychischen und phy­
sischen Belastungen ambulanter 
Pflegekräfte individuell messen 
und in einer Tourenplanung be­
rücksichtigen? Dieser Frage ging 
das Forschungsprojekt Dynasens 
nach – ein vom Bundesministe­
rium für Bildung und Forschung 
(BMBF) gefördertes Entwicklungs­
vorhaben.
Dynasens steht für „Dynamische 
sensorgestützte Personaleinsatz- 
und Tourenplanung in der ambu­
lanten Pflege“, es wurde von einem 
Firmenkonsortium aus sechs Part­
nerunternehmen durchgeführt. 
Ziel des innovativen Projektes 
war die Entwicklung technischer 
Lösungen zur Messung und 
Gleichverteilung der physischen 
und psychischen Belastungen im 
Pflegealltag.

Sensoren messen 
Belastung

Wie wichtig Gesundheitspräven­
tion für Pflegerinnen und Pfleger 
ist, hat PflegeManagement vor 
einem Jahr in der Ausgabe Okto­
ber/November unter dem Titel: 
„Die Pflege macht die Pfleger 
krank“ berichtet. Grundlage war 
der Pflege-Report des Dachverban­
des der Betriebskrankenkassen. 
Danach kommen im Schnitt auf 
100 Beschäftigte in der Pflege 
450 Arbeitsunfähigkeits-Tage (AU-
Tage) im Jahr: ein Spitzenwert. 
655 AU-Tage der beschäftigten 
Mitglieder haben Muskel- und 
Skeletterkrankungen als Ursache, 
das ist ebenfalls Spitze. 
Ein Ergebnis von Dynasens ist 
das „kluge Hemd“, das die Firma 
Sigma, ein Unternehmen der 
develop group, als der für die Soft­
warekomponenten zuständige Ver­
bundpartner an die firmeneigene 
Pflegedokumentations-Software 
SENSO angebunden hat. Das Sen­
sorshirt ermittelt über Lage- und 
Beschleunigungssensoren die Kör­
perhaltung der Beschäftigten, so­
dass Rückschlüsse auf die ausge­

übte Tätigkeit sowie die körper­
liche Belastung insbesondere der 
Rückenmuskulatur gezogen wer­
den können. Die psychische Belas­
tung wird auf Ebene der Besuche 
festgelegt, sie ist definiert durch die 
Stimmung und persönliche Situa­
tion des Betreuten sowie Ort und 
Uhrzeit des durchgeführten Pfle­
geeinsatzes.
Auf diese Weise können physische 
und psychische Belastungen von 
einer automatisierten Tourengene­
rierung für zukünftige Planungen 
berücksichtigt und fair auf die 
Mitarbeiter verteilt werden. Mit 
Hilfe von Pflegekräften, die als 
Praxispartner am Modellvorhaben 
mitgearbeitet haben, wurde ein 
Leistungskatalog mit Belastungs­
kriterien für die einzelnen Körper­
regionen wie Rücken, Arme und 
Beine sowie einem Wert für die 
Gesamtbelastung pro Leistungs­
erbringung entwickelt. Ergänzt 
wurde dieser Belastungskatalog 
um prozentuale Gewichtungsfak­
toren für den Pflegegrad und das 
Gewicht des zu Pflegenden.
Um die psychische Belastung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in der Pflege zu ermitteln, wurden 
Belastungswerte für die Kriterien 
Stimmung und Bedürftigkeit des 
zu Pflegenden sowie externe und 
persönliche Gefährdung des Mit­
arbeiters ausgearbeitet. Als Ergeb­
nis konnte ein psychischer Belas­
tungswert pro Besuch und Patient 
gefunden werden.
Die Belastungskataloge ermögli­
chen die Berechnung von körper­
lichen und psychischen Belastun­
gen auf Basis der erbrachten 
Pflegeleistungen sowie der durch­
geführten Besuche. Das eröffnet 
die Möglichkeit, mit der entspre­
chenden Software die Touren für 
die Hausbesuche der ambulanten 
Pflegerinnen und Pfleger so zu pla­
nen, dass sie ihrer körperlichen 
und psychischen Konstitution an­
gemessen sind.
Und weil gleichzeitig die in der 
Vergangenheit geleisteten Touren 
und die aktuellen Belastungswerte 
den individuellen Obergrenzen 
gegenübergestellt werden, ist auch 
eine Warnlinie eingezogen, die so­
fort meldet, wenn die Obergrenze 
der Belastung überschritten wird, 
sprich: wenn der Mitarbeiter oder 
die Mitarbeiterin bei der Arbeit 
körperliche oder psychische Gren­
zen zu überschreiten droht. 
Das „kluge Hemd“ ermöglicht also 
in Verbindung mit der Pflegedoku­
mentation SENSO der develop 
group eine faire Aufgabenvertei­
lung auf Basis der individuellen 
Möglichkeiten der Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter. Die kurz­
fristige Berücksichtigung von kör­
perlichen Einschränkungen und 
psychischen Überlastungen ist 
dabei jederzeit möglich. Mittler­
weile können die auftretenden Be­
lastungen in der Personaleinsatz­
planung auch dann berücksichtigt 
werden, wenn die Pflegekräfte kein 
Sensorshirt tragen – und das glei­
chermaßen in der ambulanten wie 
in der stationären Pflege.
Einen weiteren Baustein auf dem 
Weg zur smarten Altenpflege hat 
die develop group im Rahmen des 
vom BMBF geförderten Verbund­

Grafik: Statista Onlinebefragung 2018 für die Deutsche Apotheker- und Ärztebank
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projektes QuartrBack entwickelt. 
Mithilfe entsprechender Software 
wird dabei demenziell erkrankten 
Personen ein Stück mehr Selbstän­
digkeit ermöglicht, indem durch 
ein Netz von Helfern den bestehen­
den Risiken immer angemessen 
begegnet werden kann. Entschei­
dend in diesem Projekt ist der An­
satz, dass die „Maschenweite“ des 
Helfernetzwerks durch einen soge­
nannten „Bürger-Profi-Technik- 
Mix“ für die Betroffenen einstell­
bar sein muss – jeder erhält so viel 
Hilfe und „Sicherheit“ wie er benö­
tigt und wünscht. Das Forschungs­
projekt QuartrBack wurde 2018 
abgeschlossen.
In dem aktuell gestarteten 
BMBF-Verbundprojekt INSELpro 
wird das Prinzip des Helfernetz­
werks auf alle in einem Quartier 
oder Stadtteil zusammenwohnen­
den Menschen übertragen. Es soll 

ein Nachbarschafts-Netzwerk ent­
wickelt und aufgebaut werden, in 
dem gegenseitige Hilfe selbstver­
ständlich ist und in dem jeder seine 
Fähigkeiten im Rahmen der indi­
viduellen Möglichkeiten einbringt. 
Die Bürger werden zu „Prosumen­
ten“: sie bieten eigene Hilfe an und 
rufen nach Bedarf Unterstützung 
aus dem Netzwerk ab. Jegliche 
Hilfe im INSELpro-Netzwerk ist 
kostenlos.� ◆
� hea

Weitere Informationen:
www.apobank.de
www.bitkom.de
www.connext.de
www.develop-group.de
www.heimbas.de
www.hycare.de
www.myo.de
www.sinfonie.de

Eine überwältigende Mehrheit der Menschen sieht erhebliche Potenziale 
für eine Digitalisierung im Gesundheitswesen.

https://vivendi.de/
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Bund legt Entwurf der Finanzierung 
zur Pflegeausbildung vor

Verbände mahnen Anschubfinanzierung für Pflegeschulen an

Ende Juni dieses Jahres hat der 
Deutsche Bundestag die Aus­
bildungs- und Prüfungsverord­
nung für Pflegeberufe beschlos­
sen. Mit den Stimmen von CDU, 
CSU und SPD, Gegenstimmen 
der AfD, der Linken und der 
Grünen und Enthaltung der FDP 
regelt sie die Mindestanforde­
rungen an die berufliche Pfle­
geausbildung, wie sie sich aus 
dem Pflegeberufegesetz erge­
ben. In der Folge haben Bun­
desgesundheitsministerium und 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 
den Referentenentwurf der „Ver­
ordnung über die Finanzierung 
der beruflichen Ausbildung in 
der Pflege“ veröffentlicht und 
in die Verbändeanhörung gege­
ben. Die Interessen- und Be­
rufsverbände haben bewertet.

Die Verordnung soll die Konkre­
tisierungen und Einzelheiten der 
Finanzierung der Pflegeausbildung 
regeln. Geregelt werden auch Fris­
ten für die einzelnen Verfahrens­
schritte, welche Kosten die Träger 
der praktischen Ausbildung und 
die Pflegeschulen im Rahmen der 
Vereinbarung von Ausbildungs­
budgets geltend machen können 
und welche Angaben sie im Hin­
blick auf die Festsetzung der Aus­
bildungsbudgets an die zuständige 
Stelle zu übermitteln haben.
„Notwendige Schritte fehlen“, be­
mängelt die Dienstleistungsge­
werkschaft ver.di in ihrer Stellung­

nahme: „Wie bereits im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens zum 
Pflegeberufegesetz ausgeführt, 
werden bei der Finanzierung der 
beruflichen Pflegeausbildungen die 
notwendigen Schritte nicht ge­
macht. Positiv ist zwar die Einfüh­
rung von Umlageverfahren, aber 
das Gesamtverfahren zur Mittel­
verteilung verfehlt das Ziel einer 
adäquaten Ausbildungsfinanzie­
rung.“ ver.di spricht sich weiterhin 
entschieden dagegen aus, dass im 

Pflegeberufegesetz statt einer Er­
stattung der tatsächlichen Ausbil­
dungskosten als Regelfall eine 
Finanzierung über Pauschalbud­
gets vorgesehen wird.
„Pauschalen orientieren sich an 
Durchschnittswerten der Ausbil­
dungskosten und beinhalten somit 
die Gefahr einer ,Spirale nach un­
ten‘. Auch ist der zur Anpassung 
der Pauschalen festgelegte Zeit­
raum von zwei Jahren zu lang, da 
Sachkosten fortlaufend und Perso­
nalkosten in der Regel jährlich, 
spätestens alle zwei Jahre steigen. 
Positiv ist, dass zumindest die 
Mehrkosten der Ausbildungsver­
gütung keiner Pauschalierung 
zugänglich sind. Dies soll gewähr­
leisten, dass angemessene Vergü­
tungen gezahlt und tarifvertrag­
liche Vereinbarungen eingehalten 
werden.“

Es bleiben Fragen offen

Für den Vorsitzenden des Fachaus­
schusses Altenhilfe der Bundes­
arbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege, Thorsten Mit­
tag, „bleibt der Referentenentwurf 
„an einigen Stellen unkonkret 
und eröffnet den Ländern weit­
reichende Umsetzungsspielräume, 
sodass es vermutlich zu einer Viel­
zahl unterschiedlicher Festlegun­
gen und Prozessabläufe kommen 
wird, ohne dass der Gesetzgeber 
daran beteiligt ist. So fehlen bei­
spielhaft konkretisierende Rege­
lungen zur Berechnung der Mehr­
kosten der Ausbildung.“
Der Bundesverband privater An­
bieter sozialer Dienste bpa be­
grüßt, dass der Referentenentwurf 
viele Anregungen und Hinweise 

aufnehme, die Kassen, Kranken­
häuser und Träger von Pflege­
einrichtungen bis November 2017 
vorgelegt hatten. Nicht aufgenom­
men seien bisher Hinweise für 
Regelungen über einen reibungs­
losen Start der generalistischen 
Ausbildung in zwei Jahren wie 
etwa zur notwendigen Anschub­
finanzierung der Schulkosten oder 
verlässlicher Finanzierungsgrund­
lagen für die Pflegeschulen. Der bpa 
appelliert nachdrücklich, diese und 
weitere Punkt noch aufzunehmen. 
Auch der Arbeitgeberverband 
Pflege erkennt an, dass der Refe­
rentenentwurf einen Teil seiner 
Hinweise und Sorgen aufnimmt, 
wie zum Beispiel die Berücksichti­
gung der Fahrtkosten sowie der 
Lage der Träger der praktischen 
Ausbildung und der Pflegeschulen 
in den Mehrkosten der Ausbil­
dung. „Dies befürwortet der AGVP 
ausdrücklich, da dieses Vorgehen 
dazu beiträgt, dass unter den 
neuen Bedingungen deutschland­
weit Mehrkosten im Rahmen der 
Ausbildung berücksichtigt und 
refinanziert werden.“ 
Der Arbeitgeberverband Pflege be­
mängelt jedoch zusätzlichen „Ver­
waltungsaufwand und bürokra­
tische Hürden für alle an der 
Finanzierung beteiligten Akteure. 
Wir befürchten, dass vor allem 
kleine und mittelständische Unter­
nehmen davon abgeschreckt und 
nicht mehr ausbilden werden.“ 
Darüber hinaus lasse der Refe­
rentenentwurf vieles offen, zum 
Beispiel: „Was passiert, wenn Bun­
deslandgrenzen überschritten wer­
den müssen? Wie ist dies versiche­
rungstechnisch geregelt? Wie wird 
mit Unternehmen umgegangen, 

die eine Kooperation mit einem 
anderen Ausbildungsbetrieb ver­
weigern? Welche Pflegeschule ent­
scheidet sich künftig, für drei 
verschiedene Abschlüsse entspre­
chende Curricula zu erstellen, das 
Lehrpersonal dafür einzustellen 
und vor allem bisher alleinigen 
Altenpflegeschulen die finanziellen 
Mittel für die Umstrukturierung 
zu beschaffen?“

Wettbewerbsnachteil bei 
hohem Personaleinsatz

Für den Verband der Ersatzkassen 
führen die vorgesehenen Regelun­
gen in der Langzeitpflege dazu, 
„dass eine Einrichtung, die ihre 
Leistungen mit hoher Personal­
intensität bzw. hohem Fachkräf­
teanteil erbringt, gegenüber einer 
Einrichtung mit geringerem Per­
sonaleinsatz bzw. hohem Hilfs­
kraftanteil tendenziell benachtei­
ligt wird. Im Ergebnis werden die 
Pflegebedürftigen dort durch die 
zwangsläufig höhere Ausbildungs­
umlage stärker belastet. Für die 
Einrichtung entsteht ein Wettbe­
werbsnachteil. Nicht geregelt ist 
zudem, wie Einrichtungen den 
Umlagebetrag durch die Pflege­
bedürftigen refinanzieren lassen. 
An diesen Stellen muss noch nach­
gearbeitet werden.“
Und Dr. Bodo de Vries, Vorstands­
vorsitzender des Deutschen Evan­
gelischen Verbands für Altenarbeit 
und Pflege e. V. (DEVAP), mahnt 
eine „angemessene Anschubfinan­
zierung für die Pflegeschulen“ so­
wie die Klärung der damit verbun­
denen Finanzierungsmodalitäten 
an.
„Für die Ausarbeitung der schul­
internen Curricula und die damit 
einhergehenden methodischen 
und didaktischen Anforderungen, 
für den Aufbau der erforderlichen 
Kooperationsbeziehungen sowie 
für die notwendige Personal- und 
Organisationsentwicklung entste­
hen den Pflegeschulen einmalige 
Kosten, die im Rahmen einer An­
schubfinanzierung gedeckt werden 
müssen. Vorfinanzieren können 
viele Pflegeschulen nicht und so 
besteht die Gefahr, dass trotz Per­
sonalmangels, die Ausbildungs­
plätze reduziert werden. Der Bund 
ist hier in der Pflicht, zu unter­
stützen, damit ein attraktives Bil­
dungsangebot geschaffen werden 
kann, dass junge Menschen von 
Beginn an für den Pflegeberuf be­
geistert.“� ◆

hea
Weitere Informationen:
www.arbeitgeberverband-pflege.de
www.der-paritaetische.de
www.devap.de
www.gesundheit-soziales.verdi.de
www.vdek.com

„Der Bund ist in der 
Pflicht zu unterstützen.“

Dr. Bodo de Vries, Vorstandsvorsitzender des Deutschen 
Evangelischen Verbands für Altenarbeit und Pflege e. V. 
(DEVAP).

„Verwaltungsaufwand und bürokratische 
Hürden für alle an der Finanzierung 

beteiligten Akteure.“

Thomas Greiner, Präsident des Arbeitgeberverbands 
Pflege.
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Nachrichten

Planungsgrundlagen für betreutes Wohnen
Umfrage von KDA und BFS Service – Vorstellung der Ergebnisse im November

Das betreute Wohnen von 
Seniorinnen und Senioren ent­
wickelt sich immer mehr zu 
einer bevorzugten Wohn- und 
Versorgungsform im Alter. Der 
Bedarf ist groß und wird stei­
gen, wie man etwa in den Pfle­
geplanungen der nordrhein- 
westfälischen Städte und Krei­
se nachlesen kann. 

Nach dem „Gesetz zur Entwick­
lung und Stärkung einer demo­
grafiefesten, teilhabeorientierten 
Infrastruktur und zur Weiterent­
wicklung und Sicherung der Qua­
lität von Wohn- und Betreuungs­
angeboten für ältere Menschen, 
Menschen mit Behinderungen und 
ihre Angehörigen (GEPA NRW)“ 
vom Oktober 2014 sind die Kreise 
und kreisfreien Städte zwischen 
Rhein und Weser unter anderem 
gesetzlich verpflichtet, alle zwei 
Jahre eine Bestandsaufnahme der 
Angebote zu machen. So soll er­
mittelt werden, ob qualitativ und 
quantitativ ausreichend Angebote 
zur Verfügung stehen und ob 
gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Herstellung, Sicherung oder Wei­
terentwicklung von Angeboten 
erforderlich sind.
Mag sich so punktuell für Nord­
rhein-Westfalen ein Datenbestand 
ergeben, so fehlt doch grundsätz­
lich der Gesamtblick auf die Struk­
turen und Herausforderungen im 
betreuten Seniorenwohnen. Wie 
sind die Versorgungsquoten? Wer 
nutzt das Angebot aktuell? Ziehen 
überwiegend Einzelpersonen oder 
Paare in das betreute Senioren­

wohnen? Welche Angebotsstruk­
tur lässt sich am besten vermark­
ten? Welche Wohnungsgrößen 
sind am meisten gefragt? Welche 
Betreuungsformen werden ange­
boten? Wo liegen die Grenzen der 
Versorgung? Welchen Heraus­
forderungen müssen sich die 
Marktakteure zukünftig stellen?
Hier wollen das Kuratorium Deut­
sche Altershilfe (KDA) und die 
BFS Service GmbH der Wohn- und 
Pflegebranche für mehr Durch­
blick sorgen und haben deshalb 
eine Umfrage unter mehr als 4.500 
Anbietern von betreuten Wohn­
anlagen gestartet, die direkt ange­
schrieben wurden. Darüber hinaus 
stellten KDA und BFS Service die 
Fragen online, die Befragung en­
dete Mitte Juli. 
Auf diese und andere für Investo­
ren und Betreiber relevante Fragen 
soll die gemeinsame Studie Ant­
worten geben. Ziel ist es, Branchen­
akteuren künftig eine validere Pla­
nungsgrundlage für neue Projekte 
zu geben, um dieses Wohn- und 
Versorgungsangebot noch pass­
genauer auf die zukünftigen An­
forderungen ausrichten zu können. 
Die Studienergebnisse werden am 
6. November 2018 im Rahmen des 
Kongresses „Betreutes Senioren­
wohnen“ in Frankfurt am Main 
präsentiert und in verschiedenen 
Foren diskutiert. Anschließend 
erfolgt eine zusammenfassende 
Veröffentlichung der Studien­
ergebnisse. 
Die BFS Service GmbH ist ein 
Tochterunternehmen der Bank für 
Sozialwirtschaft AG. Sie entwickelt 

und realisiert Angebote aus­
schließlich für Kunden aus der 
Sozial- und Gesundheitswirt­
schaft. Zielsetzung ist es, unter­
nehmerische Aktivitäten recht­
zeitig auf neue Bedingungen 
auszurichten. Ihre Angebote ver­
steht sie als qualifizierte Förderung 
der Kundenpotenziale. Interne 
Fachleute engagieren sich in Ko­
operation mit externen Spezialis­
ten für den Erfolg ihrer Kunden. 
Das Kuratorium Deutsche Alters­
hilfe (KDA) wurde 1962 vom Bun­

despräsidenten Heinrich Lübke 
und seiner Frau Wilhelmine Lübke 
ins Leben gerufen. Seither ent­
wickelt es in Schirmherrschaft des 
Bundespräsidenten und im Dialog 
mit seinen Partnern Lösungskon­
zepte und Modelle, um die Lebens­
qualität älterer Menschen zu ver­
bessern. Das KDA erfüllt seine 
Aufgaben als Partner für öffent­
liche und private Einrichtungen, 
für Unternehmen sowie für Politik 
und Verwaltung. Durch seine 
Projekte, Beratung, Fortbildungen, 

Tagungen und Veröffentlichungen 
wirkt das KDA als Brücke zwi­
schen Wissenschaft und Praxis 
und sorgt maßgeblich für den 
Transfer und die Umsetzung von 
Lösungen nah am Menschen.� ◆

hea

Weitere Informationen: 
www.bfs-service.de
www.kda.de
www.kongress-betreutes- 
seniorenwohnen.de 

Hoher Eigenanteil in der Pflege im Westen
Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der Linken

Im Saarland war 2015 die Zu­
zahlung für Pflegeheime in den 
seinerzeitigen Pflegestufen 2 
und 3 bundesweit Spitze. Das 
ergibt die Antwort der Bundes­
regierung vom 9. April dieses 
Jahres auf eine Kleine Anfrage 
der Linken Bundestagsfraktion 
(DS19/1572).

Danach mussten Pflegebedürf- 
tige oder deren Angehörige im 
Saarland in der Pflegestufe 2 
1.009,28 Euro zuzahlen, in der 
Pflegestufe 3 waren es 1.352,00 
Euro. An zweiter Stelle folgte in der 
Pflegestufe 3 Baden-Württemberg 
mit einem zu zahlenden Eigen­
anteil von 1.163,34 Euro, an dritter 
Stelle Nordrhein-Westfalen mit 
1.110,32 Euro Eigenanteil für die 
Pflege in einer Einrichtung. Am 
günstigsten war es für Pflegebe­
dürftige oder deren Angehörige in 
Thüringen über alle drei seinerzei­
tigen Pflegestufen hinweg, Pflege­

stufe 1: 110,35 Euro, Pflegestufe 2: 
262,66 Euro, Pflegestufe 3: 
486,21 Euro. Im Bundesdurch­
schnitt galten folgende Eigenan­
teile, Pflegestufe 1: 426,21 Euro, 
Pflegestufe 2: 642,66. Pflegestufe 3: 
872,59 Euro. 
Weiter wollten die Linken in ihrer 
Kleinen Anfrage wissen, wie viele 
Pflegeeinrichtungen nach Tarif be­
zahlen. Hier verweist das Bundes­
gesundheitsministerium auf eine 
von ihm in Auftrag gegebene Stu­
die ebenfalls aus dem Jahr 2015. 
Danach bezahlten 45 Prozent der 
befragten stationären Pflegeein­
richtungen die festangestellten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nach einem gültigen Verbandsta­
rifvertrag bzw. einer entsprechen­
den kirchlichen Arbeitsrechtsrege­
lung und 18 Prozent nach einem 
Haustarifvertrag. 37 Prozent der 
Einrichtungen gaben danach an, 
ohne tarifvertragliche Bindung zu 
entlohnen. 

Im ambulanten Bereich waren es 
nach der Umfrage aus dem Jahr 
2015 ein Viertel der Dienstleister, 
die die festangestellten Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter nach einem 

gültigen Verbandstarifvertrag bzw. 
einer entsprechenden kirchlichen 
Arbeitsrechtsregelung vergüteten. 
14 Prozent der ambulanten Dienste 
hatten einen Haustarifvertrag, mit 

59 Prozent entlohnten mehr als die 
Hälfte der Dienste ihre festange­
stellten Beschäftigten ohne tarif­
vertragliche Regelung.� ◆

hea

Betreutes Wohnen vermittelt Wohlgefühl durch weitgehende Selbstständigkeit. Deshalb wird diese Wohn- und 
Versorgungsform im Alter zunehmend bevorzugt.
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Brandschutz ist das Gebot der Stunde
Dabei helfen Sensoren, intelligente Loops, das richtige Rettungsequipment 

und die Kompetenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Einmal in der Woche brennt es 
im Schnitt in einer Altenpflege­
einrichtung irgendwo in der 
Bundesrepublik. Das Fachmaga­
zin „Feuerwehr: Retten Löschen 
Bergen“ vermutet sogar, dass 
die Dunkelziffer bei Bränden 
in Altenheimen noch erheblich 
höher sei. Dabei seien die Ur­
sachen für Feuer in Alten­
pflegeeinrichtungen hinlänglich 
bekannt. Es muss also Vorsorge 
getroffen werden.

Laut Feuerwehrmagazin aus dem 
Jahr 2011 entstehen rund 60 Pro­
zent der Brände am späten Abend 
bis in den frühen Morgen, also 
zwischen 19.30 und 6.00 Uhr, und 
über die Hälfte davon zwischen 
18.00 Uhr und Mitternacht. Es ist 
insbesondere die Zeit, in der auf 
den Stationen nur eine geringe An­
zahl an Pflegekräften vor Ort ist.
Fast alle Brände entstehen laut 
Fachmagazin in den Zimmern der 
Bewohnerinnen und Bewohner, 
70 Prozent der Brandopfer werden 
im Schlaf überrascht. Rund 27 Pro­
zent aller Brände haben brennende 
Kerzen, andere „offene Flammen“ 
oder Rauchwaren als Ursache. 
Zwar blieben die Brände in der 
Regel auf das Zimmer beschränkt, 
aber durch Rauchgasvergiftungen 
zum Beispiel seien auch weitere 
Bewohnerinnen und Bewohner 
akut gefährdet. 
Technische Defekte zählen laut 
Feuerwehrmagazin ebenfalls zu 
den häufigsten Brandursachen. So 
bildeten Brände von Fernsehern 
einen deutlichen Schwerpunkt, 

wenn 90 Prozent aller brennenden 
Fernseher überhaupt auf Alten­
heime entfielen. Hinzu kämen 
noch andere „liebgewordene“ Ge­
räte, die eine letzte Verbindung zur 
Vergangenheit und zurückgelasse­
nen Umgebung darstellen, die  
technisch inzwischen jedoch völlig 
überaltert sind und somit immer 
brandgefährlicher werden. 
Vorbeugender Brandschutz ist also 
das Gebot der Stunde, unabhängig 
etwa von gesetzlichen Brandschutz­
vorschriften und den Prüfungen 
der Heimaufsicht zum vorbeugen­
den Brandschutz. 

Sensoren über 
der Herdplatte

Das gilt insbesondere auch für die 
Küche. Dort ist der Herd etwa 
durch nicht ausgeschaltete oder 
überhitzte Herdplatten ein neural­
gischer Punkt. Rauchmelder haben 
dort den Nachteil, dass sie wegen 
erhöhtem Fehlalarmrisiko etwa 
durch Kochdämpfe ungern einge­
baut werden. Eine kluge Idee sind 
da speziell entwickelte „Herd-
Warnmelder“. Einen solchen hat 
jetzt zum Beispiel Indexa ent­
wickelt. Das Gerät besteht aus einer 
Sensoreinheit und einer Steuerein­
heit. Die beiden in der Sensorein­
heit integrierten Sensoren werten 
die jeweilige Kochsituation aus und 
warnen mit lautem 80 dB Alarm­
ton, wenn eine Herdplatte zu heiß 
wird, etwas auf dem Herd in Brand 
gerät oder eine leere Herdplatte 
eingeschaltet bleibt. Zusätzlich 
wird ein Funksignal an die Steuer­
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einheit gesendet, welche die Strom­
zufuhr zum Kochfeld automatisch 
unterbricht. So wird verhindert, 
dass Brände entstehen und Bewoh­
ner durch giftige Rauchgase zu 
Schaden kommen. 
Der Alarm kann manuell durch 
Tastendruck abgestellt werden. 
Eine Minute vor dem Alarm ertönt 
ein Voralarm. Während dieses 
Voralarms kann der Herdwächter 
zurückgesetzt werden, ohne dass 
das Kochfeld ausgeschaltet wird. 
Auf diese Weise passt sich die 
Empfindlichkeit des Geräts intuitiv 
an die Kochgewohnheiten der Nut­
zer an. 
Der Herdwächter ist schnell und 
einfach zu installieren und mit 
allen elektrischen Kochfeldtypen 
kompatibel. Die Sensoreinheit 
kann mithilfe einer selbstkleben­
den Magnetplatte an der Dunstab­
zugshaube oder alternativ an der 
Wand oder der Decke befestigt 
werden, die Steuereinheit wird von 
einem Elektriker zwischen An­
schlussdose und Herdplatte instal­
liert. Ob in Privathäusern, Wohn­
heimen, Wohnungen von älteren 
Menschen oder Menschen mit Ge­
dächtnisstörung oder Einrichtun­
gen: Der Herdwächter sorgt für 
Sicherheit und fördert eigenständi­
ges Wohnen.
Indexa ist ein Spezialist für Sicher­
heitstechnik für die Bereiche 
Alarmtechnik, Videoüberwachung 
und Brandschutztechnik mit einer 
über 25-jährigen Erfahrung auf 
dem Gebiet. Das Unternehmen in 
Oedheim im Landkreis Heilbronn 
beschäftigt fast 60 Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter. 
Frühzeitige Branderkennung und 
Alarmierung hilft, das Schadens­
ereignis möglichst schnell zu orten 
und zu bekämpfen. Es gilt: Je eher 
ein Alarm erfolgt, desto besser 
sind Leben und die Gesundheit 
von Menschen geschützt. Telenot, 
einem der führenden Hersteller 
von elektronischer Sicherheitstech­
nik und Alarmanlagen in Deutsch­
land, hat die schnelle sowie zuver­
lässige Erkennung von Bränden im 
Mittelpunkt der Entwicklung sei­
nes neuen Brandmeldesystems 
hifire 4000 BMT sowie des Rauch- 
ansaugsystems Grizzle gestellt.

Vernetzung von bis zu 
30 Brandmeldezentralen 

möglich
Herzstück ist die Brandmeldezen­
trale hifire 4400. Deren modularer 
Aufbau sowie ihre Netzwerkfähig­
keit erlauben Nutzern, Objekte 
unterschiedlichster Größe abzu­
sichern – vom Ladengeschäft über 
Kindergärten und Hotels bis hin 
zu Industrieanlagen oder öffent­
lichen Einrichtungen. Vier Loops 
geben Anwendern die Möglichkeit, 
ein breit aufgestelltes Melderport­

folio anzubinden. Die menügeführte 
Parametriersoftware ermöglicht eine 
schnelle und benutzerfreundliche 
Parametrierung der Brandmelde­
zentrale. Bis zu 30 Brandmelde­

zentralen lassen sich vernetzen. 
Besonders komfortabel: Bei ver­
netzten Zentralen wird das ge­
samte System über eine Zentrale 
parametriert und bedient. Schnitt­

80 dB Alarmton, zum Beispiel wenn eine Herdplatte eingeschaltet bleibt: 
der Herdwächter von Indexa.
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Das Herzstück: die Brandmeldezentrale hifire 4400 ist modular aufgebaut. 
Vier Loops geben die Möglichkeit, ein breit aufgestelltes Melderportfolio 
anzubinden.
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Escape Mobility bietet auch Schulungen an, um die Kompetenzen zu vermitteln, 
das Evakuierungswerkzeug optimal und schnell zu nutzen und zu handhaben.
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ystellen ermöglichen zudem, es an 
übergeordnete Managementsys­
teme anzubinden.
Das gesamte Brandmeldesystem 
arbeitet mit automatisch adress­
bierbaren, intelligenten Loop 4000 
Meldern. Diese können leicht an 
die Umgebungsbedingung ange­
passt werden und sorgen für zuver­
lässige Überwachung der Räum­
lichkeiten. Zusatzfunktionen wie 
Selbstdiagnose oder die automati­
sche Lernfunktion vereinfachen 
den Einsatz auch an schwer zu­
gänglichen Standorten. Umfang­
reiche Zusatz- und Zubehörpro­
dukte wie Funk-Komponenten, 
Ein- und Ausgangsmodule, EX-
Barrieren, optische und akustische 
Signalgeber oder Zusatznetzteile 
sichern eine hohe Funktionalität 
und Flexibilität in jeder Anwen­
dung.
Tritt der schlimme Fall ein, muss 
schnell gehandelt werden, muss 
schnell das richtige Equipment in 
ausreichender Anzahl vor Ort sein, 
um Bewohnerinnen und Bewohner 
zu evakuieren. Die Escape Mobility 
Company hat sich darauf spezia­
lisiert, Lösungen rund um das 
Thema Evakuierungen zu entwi­
ckeln. Seit über 30 Jahren auf dem 
europäischen Markt mit führend, 
bietet das Unternehmen Dienst­
leistungen rund um das Evakuie­
ren von Personen aus Gebäuden 
an. Dabei hat sich Escape Mobility 

insbesondere unter anderem auch 
auf Risikogruppen, sprich in der 
Mobilität eingeschränkte Perso­
nen, Rollstuhlfahrer, kranke Men­
schen oder Seniorinnen und Seni­
oren, spezialisiert. 
Weil im Brandfall keine Aufzüge 
benutzt werden dürfen, müssen die 
Bewohnerinnen und Bewohner 
mit Muskelkraft und entsprechen­
den Evakuierungswerkzeugen in 
Sicherheit gebracht werden, als da 
sind: Evakuierungsstühle, Evaku­
ierungsmatratzen, Evakuierungs­
tücher, elektrisch angetriebene 
Treppensteiger, Evakuierungszu­
behör und nicht zuletzt auch Ers­
te-Hilfe-Ausrüstung und Trage­
tücher. Und weil darüber hinaus 
jedes Gebäude und jede Situation 
einzigartig sind, gehen die Spezia­
listen vor Ort auf jede Eigenart ein. 
Alle Evakuierungsprodukte sind 
gemäß ISO 9001 und/oder CE 
zertifiziert und/oder TÜV getestet 
und zertifiziert. 

Bewertung der 
konkreten Situation 

Aber das technische Gerät kann 
noch so perfekt entwickelt sein, es 
nutzt nur wenig, wenn es nicht 
kompetent bedient und effizient 
genutzt wird. Escape Mobility bie­
tet deshalb auch Schulungen an, 
um die Kompetenzen zu vermit­
teln oder wiederaufzufrischen, das 

Evakuierungswerkzeug optimal 
und schnell zu nutzen und zu 
handhaben. Dabei kommen die 
Ausbilder stets vor Ort, um so auch 
die konkrete Situation zu bewerten 
und in die Schulungen mit einflie­
ßen zu lassen. Ebenfalls seit 30 Jah­
ren in ungezählten Einrichtungen 
unterwegs verfügen sie so über 
große Erfahrungen. 
Und die letzte wichtige Säule für 
das Evakuierungsmaterial ist 
natürlich dessen Wartung. Sie be­
ginnt beim Evakuierungsstuhl 
zum Beispiel mit einem Check-up. 
Anhand einer Überprüfungsliste 
werden die einzelnen Funktionen 
und die verschleißempfindlichen 
Teile des Evakuierungsstuhls über­
prüft und die Teile geschmiert und 
gereinigt. Falls notwendig werden 
beschädigte Teile durch neue 
Originalteile ersetzt. Die aus einer 
Gummimischung hergestellten 
Gleitriemen werden auf Austrock­
nung und auf die Bildung von Ris­
sen überprüft; erforderlichenfalls 
werden sie ersetzt. Die Wartung 
wird mit einem Funktionstest des 
Evakuierungsstuhls auf der Treppe 
abgeschlossen.� ◆
� hea

Weitere Informationen: 
www.escape-mobility.com
www.indexa.de
www.telenot.de

Advertorial
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„Digitalisierung menschlich ge­
stalten“ – das ist der Leitgedanke 
der diesjährigen ConSozial. Zum 
20. Mal findet sie heuer statt. 
Sie ist ein Treffpunkt für alle, 
die sich in der Sozialwirtschaft 
engagieren. So deckt die The­
menpalette auch das gesamte 
Leistungsspektrum der Sozial­
wirtschaft ab: Strategisches 
Management, Sozialpolitik, So­
zialmarkt, EU, Ethik und Nach­
haltigkeit, Teilhabe von Men­
schen mit Behinderung und 

psychischen Erkrankungen, Kin­
der- und Jugendhilfe, Familie 
und Bildung, Pflege und Hilfen 
für ältere Menschen, Kinder­
tageseinrichtungen sowie Armut, 
Arbeit und Grundsicherung, 
Sozialraumentwicklung, Bürger­
schaftliches Engagement, Kom­
munale Themen, Personal­
entwicklung und -führung, 
Organisationsentwicklung, IT, 
Recht und Finanzen, Marketing, 
Fundraising und Öffentlich­
keitsarbeit. 

Als „Chance und Auftrag zugleich“ 
bewertet der bayerische Minister­
präsident Markus Söder die Poten­
ziale der Digitalisierung in der 
Pflege und dort insbesondere die 
Herausforderung, diese Digitalisie­
rung menschlich zu gestalten. So 
schreibt der Christsoziale in seinem 
Grußwort für die ConSozial 2018: 
„Mitmenschlichkeit, Einfühlungs­
vermögen und Hilfsbereitschaft 
sind wesentliche Voraussetzungen 
für alle, die in sozialen Einrichtun­
gen tätig sind. Dabei stehen ihnen 
aufgrund der technischen Ent­
wicklung immer mehr Hilfsmittel 
zur Verfügung, die den Alltag er­
leichtern. Die digitale Revolution 
wird auch in diesem Bereich fort­
laufend positive Veränderungen 
bringen. Diese sollen aber nicht die 
menschliche Zuwendung ersetzen. 
Im Gegenteil: Mit Hilfe der digita­
len Technik lassen sich viele Auf­
gaben effizienter gestalten und 
neue Freiräume für die Begegnung 
von Mensch zu Mensch schaffen.“
Über 220 Aussteller zählt die Con­
Sozial in diesem Jahr, angefangen 
von A wie „Adelheid-Stein-Institut 
für Sozialtherapeutisches Rollen­
spiel e. V.“ bis Z wie „Zentrum 
Bayern Familie und Soziales“. Seit 
1999 ist sie die Leitveranstaltung 
für Fach- und Führungskräfte im 
Sozialmarkt. Über 6.000 Besuche­
rinnen und Besucher erhalten in 
zwei Tagen kompakte Informatio­
nen in über 100 Programmpunk­
ten und auf mehr als 4.000 Quad­
ratmetern Ausstellungsfläche.

Hochkarätiges 
Kongressprogramm

Begleitet wird die ConSozial von 
einem hochkarätigen Kongress­
programm, das den Fach- und 
Führungskräften Vorträge aus 

neuen Themenfeldern bietet. Das 
Spektrum reicht von der Kinder- 
und Jugendhilfe über Personal­
entwicklung bis hin zu Hilfen für 
ältere Menschen. In Tandem-Vor­
trägen berichten soziale Organisa­
tionen und gewerbliche Unterneh­
men von gemeinsam realisierten 
Projekten. 184 Referentinnen und 
Referenten listet die Homepage der 
ConSozial auf. Darunter ist auch 
der bekannte Neurobiologe Gerald 
Hüther. Er wird den Fragen: „Was 
will ich wirklich? Wer will ich 
sein?“ nachgehen.
Der parallel stattfindende, zweitä­
gige KITA-Kongress der ConSozial 
richtet sich an alle, die im früh­
pädagogischen Bereich arbeiten: 
Von der Praxis für die Praxis ge­
staltete Beiträge bieten Raum für 
Austausch und Diskussion. Und 
das „5. Management-Symposium“ 
will „Innovationen strategisch ver­
ankern“ und „Impulse für das 
Management sozialer Unterneh­
men“ geben. Denn heute müssen 
sich auch Sozialunternehmen zum 
Thema „Innovation“ positionieren. 
Wer oder was lässt eine Organisa­
tion aber „innovativ“ werden?
Im diesjährigen Management- 
Symposium können sich die Teil­
nehmenden ausgehend von der 
Frage der unternehmerischen Rah­
menbedingungen und der Moti­
vation der gesamten Belegschaft 
bis hin zur Herausforderung, aus 
Ideen tatsächliche Geschäftsmo­
delle zu entwickeln, austauschen. 
Wie immer werden branchen­
interne und branchenfremde Im­
pulse die Grundlage für die Dis­
kussionen geben.
Und weil soziale Organisationen 
mehr denn je Menschen mit Kom­
petenz und Engagement brauchen, 
will die Job-Infobörse der Con­
Sozial hierfür eine Plattform mit 

Kontaktmöglichkeiten schaffen. 
Gleichzeitig ist die Job-Infobörse 
auch für Berufseinsteiger und 
Berufseinsteigerinnen und jene, 
die im sozialen Bereich beruflich 
Fuß fassen oder sich weiterbilden 
möchten, für Hochschul-Absol­
venten und Studierende interes­
sant. Sie lernen das Tätigkeitsspek­
trum im sozialen Bereich kennen 
und erfahren, wie der Start in das 
Berufsleben gelingt.

Job-Infobörse mit 
Karriere-Coaching

Die Job-Info-Börse bietet Karrie­
re-Coachings an. Hochschulen, 
Berufsakademien sowie Anbieter 
für Weiterbildung sind mit ihren 
Angeboten in der Ausstellung 
vertreten und bieten vielfältige 
Möglichkeiten für ein berufliches 
Weiterkommen. Berufserfahrene 
Führungs- und Fachkräfte erken­
nen Möglichkeiten der beruflichen 
Weiterentwicklung und finden 
Orientierungspunkte zur persön­
lichen Zukunftsplanung im Beruf.
Das Bayerische Staatsministerium 
für Familie, Arbeit und Soziales ist 
der Veranstalter der ConSozial, 
Partnerinnen der Messe sind die 
Rummelsberger Diakonie, die 
Caritas Bayern und die Nürnberg­
Messe. Die ConSozial lädt in 
diesem Jahr am Mittwoch, dem 
7. November, von 9.00 Uhr bis 
17.30 Uhr und am Donnerstag, 
dem 8. November, von 9.00 Uhr bis 
16.30 Uhr in das Messezentrum 
Nürnberg NCC Ost ein. Die Kon­
gresse beginnen jeweils eine halbe 
Stunde später, enden aber zum 
gleichen Zeitpunkt.� ◆
� hea

Weitere Informationen:
www.consozial.de

Anzeige

Messen

„Digitalisierung menschlich gestalten“
„Das ist Chance und Auftrag zugleich“, sagt Bayerns Ministerpräsident Söder (CSU) 

zum Leitgedanken der diesjährigen ConSozial am 7. und 8. November

Soziale Organisationen brauchen mehr denn je auch junge Menschen mit Kompetenz und Engagement. Auch dafür 
will die ConSozial eine Plattform bilden.
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Leserbrief

Pflegestärkungsgesetz 2017 
Horst Rost aus Blankenhain beschreibt in einem Leserbr ief 

positive und negative Auswirkungen  

„In vollem Umfang“ statt­
gegeben hatte das Münchner 
Sozialgericht der Klage eines 
bayerischen Heimträgers, der 
Transparenzberichte formal und 
inhaltlich für rechtswidrig hielt. 
Der Beschluss war am 3. Juli 
2017 unter der Dr. S 29 P 382/15 
ergangen. PflegeManagement 
hatte in der Ausgabe Dezember 
2017/Januar 2018 die Urteils­
begründung veröffentlicht. Dazu 
erreichte die Redaktion jetzt 
eine Reaktion von Horst Rost 
aus Blankenhain.

„Neues Pflegestärkungs- 
gesetz 2017 mit welchen 
positiven, aber auch negativen 
Auswirkungen:

Positiv: 
–	 Alle Heimbewohnerinnen und 

Heimbewohner wurden aus 
den bisherigen drei Pflegestu­
fen in einen höheren der fünf 
Pflegegrade eingestuft. Mit den 
neuen Pflegegraden war ein 
Anstieg der Pflegekostenleis­
tung verbunden.

–	 Für den persönlichen Pflege­
kostenanteil erfolgte eine um­
fangreiche Berechnung zum 
„eigenheimeinheitlichen Eigen­
anteil“ (Abkürzung EEE).

–	 Beide Veränderungen trugen 
zur Verbesserung der Einnah­
men für unser Heim in der er­
folgten Pflegegradeinstufung 
von zum Teil über 400,– Euro 
je Bewohner bei.

–	 Diese Einnahmeerhöhungen 
versetzten die Leitung unseres 
Heimes endlich in die Lage, die 
seit Jahren überfällige Lohn­
erhöhung für das schon dezi­
mierte Personal vorzunehmen.

Negativ:
–	 Der § 84 des SGB XI verweist 

nicht umsonst auf die längere 
Beitragsstabilität für die Pflege­
kosten. Die Rentenerhöhungen 
des Jahres 2017 mit 17,– Euro 
bei Frauen und 18,– Euro bei 
Männern sind der Basisver­
gleich zu den Kosten!

–	 Bei der Erläuterung der neuen 
Abrechnung durch die Leitung 
unseres Heimes wurde von den 
Bewohnern die jährlich wie­
dererfolgte Pflegesatzerhöhung, 
besonders unter den Verände­
rungen im Januar 2017, kritisiert.

–	 Prompt am 30.06.2017 kam 
vom Leiter die Ankündigung 
der Erhöhung des Pauschalsat­
zes mit 2,5 % ab Oktober mit 
Zustimmung des Verbandes 
der Pflegekasse. Die vom Ver­
band seit Dezember 2016 be­
fürwortete Pauschalierung 
steht zwar im Widerspruch 
zum § 85 des SGB, wo Mehr­
kosten aus der Vorausleistung 
zur Antragstellung nachzuwei­
sen sind. Angebliche Lohnent­
wicklung.

–	 Der Eigenanteil ist der als Ver­
bindlichkeit zu zahlende Betrag 
des Bewohners nach § 7 des 
Heimvertrags. Auch die Para­

grafen trennen immer die Zah­
lungspflicht für den Pflegebe­
dürftigen/Heimbewohner von 
den Kostenträgern (also der 
Pflegekasse und dem Sozial­
amt).

–	 Für den Pflegekassenanteil 
wird nach § 72 ein Versor­
gungsvertrag direkt mit dem 
Heim vereinbart. Der Bewoh­
ner hat somit keinen Einfluss 
auf die Pflegesätze nach § 43.

–	 Mit der jährlichen Beitragssatz­
erhöhung wird jedoch durch 
die Einbeziehung Eigenanteil 
und Pflegekasse der Bewohner 
mit verniedlichten Prozent­
sätzen arglistig getäuscht! Für 
die zurückliegenden zwei Jahre 
genehmigt der Verband: 

	 Im September 2016 2,95 %, er­
gibt auf EEE 8,32 % = 95,52 
Euro, im Dezember 2016 5,0 % 
Unterbringung/Essen 5,0 % = 
34,07 Euro, im Oktober 2017 
2,5 %, ergibt auf EEE 5,32 % = 
63,57 Euro.

	 Weder bei Lohn- oder bei Ren­
tenerhöhungen ist ein fremder 
Zweitbetrag für eine Erhöhung 
hinzugerechnet worden, aber 
bei der Pflege!

–	 Ausbildungsumlage im ein­
zigen Wirtschaftszweig nach 
der Formel: keine Lehrlinge 
= keine Kosten; acht Lehrlinge 
= 4,17 Euro je Tag, Heimunter­
schiede von 100,– Euro je Be­
wohner wegen fehlender Lan­
desfondsumlage – seit 2008 in 
Baden-Württemberg. � ◆

7. Oktober 2018  
GESUND LEBEN
Bietigheim-Bissingen
Messe rund um die Gesundheit  

7. Oktober 2018 
GESUNDHEITSTAGE
Hannover
Messe rund um das Thema 
Gesundheit 

10. – 11. Oktober 2018 
KONGRESS FÜR 
AUSSERKLINISCHE 
INTENSIVPFLEGE 
Berlin
Der Intensivpflege-Kongress 
mit Fokus auf Pflegethemen

14. Oktober 2018 
SENIOFIT – AKTIFIT
Forchheim
Die Gesundheitsmesse 
für Jung und Alt

23. – 26. Oktober 2018  
IFAS
Zürich, Schweiz
Fachmesse für den 
Gesundheitsmarkt  

26. – 27. Oktober 2018  
MAIK
München
Münchner außerklinischer 
Intensiv-Kongress

3. November 2018  
BARRIEREFREIES 
WOHNEN UND LEBEN
Syke
Messe rund um ein 
barrierefreies Zuhause

8. – 9. November 2018  
BERLINER 
PFLEGEKONFERENZ
Berlin
Aus der Praxis – für die Praxis

10. November 2018  
SEN’FIT
Tübingen
Tübingens größter Seniorentag  

12. – 15. November 2018  
MEDICA
Düsseldorf
Weltforum der Medizin – 
Internationale Fachmesse 
mit Kongress  

24. November 2018  
PFLEGEMESSE
Ahlen
Messe rund um Helfen 
und Pflegen 

29. November 2018  
INTERDISZIPLINÄRER 
WUNDCONGRESS (IWC)
Köln
Wundbehandlung 2020 – 
Chronische Wunden heilen doch!? 

MESSE- UND KONGRESS-TERMINE

Anzeigen

https://indexa.de/
http://www.hospicall.eu/
https://www.heider-mediaservice.de/pflegemanagement/
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Wer liefert was?

Nachrichten

Gehälter in der Altenpflege 
steigen überdurchschnittlich

Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit: große regionale Unterschiede
Im Schnitt 2.746 Euro brutto 
verdiente im vorigen Jahr eine 
Fachkraft in der Altenpflege. 
Das waren 4,7 Prozent mehr als 
im Vorjahr und 12,4 Prozent 
mehr als im Jahr 2013. Damit 
steigen die Gehälter von Pfle­
gekräften stärker als im Ver­
gleich zu anderen Berufsgrup­
pen. Regional differiert die 
Höhe der Entgelte erheblich: So 
verdienten eine ausgebildete 
Altenpflegerin, ein ausgebilde­
ter Altenpfleger in Baden-Würt­
temberg mit im Schnitt 3.036 
Euro 900 Euro mehr im Monat 
als die Kolleginnen und Kolle­
gen in Sachsen-Anhalt. Sie er­
zielten ein Bruttogehalt von im 
Schnitt 2.136 Euro im Monat. 

Das sind die Zahlen aus dem so­
genannten „Entgeltatlas“, den die 
Bundesagentur für Arbeit Ende Juli 
dieses Jahres für 2017 veröffent­
lichte. Dennoch liegen die Entgelte 
für Fachkräfte in der Altenpflege 
trotz der überdurchschnittlichen 
Steigerungen immer noch unter 
dem durchschnittlichen Monats­
entgelt aller Berufsgruppen 
in Deutschland. Das betrug 
Ende 2017 im Schnitt 3.209 Euro. 
Auch Pflegehelfer profitierten nach 
der Statistik seit 2013 von über­
durchschnittlichen Steigerungen 
ihrer Entgelte, wenn auch das Ge­
halt im Vergleich zu allen Berufs­
gruppen unterdurchschnittlich 
blieb. So betrugen die Steigerungen 
von 2016 auf 2017 knapp vier Pro­

zent und seit 2013 11,5 Prozent. Eine 
Pflegehelferin oder ein Pflegehelfer 
kamen Ende 2017 in Deutschland 
auf ein monatliches Bruttoentgelt 
von im Schnitt 1.944 Euro.
Hier sind die regionalen Unter­
schiede laut Statistik noch gra­
vierender: So verdienten Pflege­
helferinnen und Pflegehelfer in 
Nordrhein-Westfalen mit 2.215 Euro 
brutto im Monat weit über 500 Euro 
mehr als die Pflegehelferin, der 
Pflegehelfer in Sachsen-Anhalt. Sie 
kommen laut Entgeltatlas der BA 
auf 1.680 Euro brutto im Monat. 
Arbeit in der Altenpflege ist ein 
typischer Frauenberuf, 80 Prozent 
der Beschäftigten sind weiblich. 
Doch im Verdienst haben ihre 
männlichen Kollegen die Nase 

vorn: Die Männer verdienten im 
vorigen Jahr im bundesweiten 
Schnitt 1.986 Euro brutto im 
Monat. Frauen erhielten 1.933 Euro. 
Die Beobachtung setzt sich auch in 
allen Bundesländern fort, die über 
Daten über das Gehaltsgefüge 
von Männern und Frauen in der 
Altenpflege verfügen. Durchweg 
verdienten Männer zwischen 
61 Euro (Nordrhein-Westfalen) bis 
zu 29 Euro (Baden-Württemberg) 
mehr im Monat als Frauen. 
„Geld allein bringt keine Pflege­
fachkräfte“, betont dagegen der 
Bundesverband privater Anbieter 
sozialer Dienste, bpa. Der eklatante 
Fachkräftemangel lasse sich so 
nicht beseitigen, erklärt der Ver­
band anlässlich des Anfang August 

vorgelegten Gesetzentwurfs zur 
Stärkung des Pflegepersonals. 
Vielmehr müsse die Bundesregie­
rung alles daransetzen, die Zuwan­
derung intensiv zu fördern.
bpa-Präsident Bernd Meurer: „Wer 
im Ausland eine Ausbildung zur 
Pflegefachkraft erfolgreich gemeis­
tert hat, darf hier nicht von 16 ver­
schiedenen Anerkennungsverfahren 
abgeschreckt werden.“ Der bpa 
fordert deshalb einheitliche und 
zügige Anerkennungsverfahren für 
internationale Pflegefachkräfte.� ◆

hea

Weitere Informationen:
https://www.arbeitsagentur.de/
news-entgeltatlas
www.bpa.de

25 Jahre bpa Sachsen
Festveranstaltung auf Schloss Albrechtsberg in Dresden

Mit einer Festveranstaltung auf 
Schloss Albrechtsberg in Dres­
den haben in diesem Herbst 
knapp 200 Gäste von Pflegeein­
richtungen, Pflege- und Kran­
kenkassen sowie der Politik das 
25-jährige Bestehen der sächsi­
schen Landesgruppe des Bun­
desverbandes privater Anbieter 
sozialer Dienste e. V. (bpa) ge­
würdigt.

Die bpa-Landesgruppe Sachsen 
und ihre heute fast 700 Mitglieds­
unternehmen waren maßgeblich 
am Aufbau der neuen ambulanten 
und stationären Versorgungs­
strukturen nach der Wiederverei­
nigung beteiligt und sind aus der 
Pflegelandschaft nicht mehr weg­
zudenken. 
Der Vorsitzende des bpa Sachsen, 
Dr. Matthias Faensen, sprach von 

einer packenden Erfolgsstory. „Wo 
früher Staatsdirigismus und Plan­
wirtschaft waren, haben wir heute 
hundertfache Geschichten von der 
Bereitschaft, Verantwortung zu 
übernehmen. Im sich verschärfen­
den Wettbewerb behaupten sich 
heute nur diejenigen Anbieter, die 
qualitativ hochwertige Leistungen 
zu adäquaten Preisen anbieten und 
deren Arbeits- und Entscheidungs­
abläufe transparent sind. Diesem 
Anspruch werden die privaten An­
bieter mit der ungebrochen hohen 
Nachfrage nach ambulanter und 
stationärer Versorgung in beein­
druckender Weise gerecht.“
In ihrem Grußwort würdigte 
die Staatsministerin für Soziales 
und Verbraucherschutz, Barbara 
Klepsch, den bpa als wichtigen 
Dienstleister und leistungsfähigen 
Partner in der sächsischen Pflege­

landschaft. Seine Mitgliedseinrich­
tungen erbrächten einen entschei­
denden Beitrag zur Sicherstellung 
der pflegerischen Versorgung. 
Hierfür, und das betonte sie aus­
drücklich, gebühre allen Beteilig­
ten großer Dank und Anerken­
nung. Zur Bewältigung der vor 
uns liegenden Herausforderungen 
wolle sie ein fester Partner an 
der Seite des bpa sein, sagte sie an 
Dr. Faensen gerichtet. 
Wie Dr. Faensen und die Staats­
ministerin zuvor gingen die bei- 
den weiteren Laudatoren, Rainer 
Striebel, Vorsitzender des Vorstands 
der AOK PLUS, und bpa-Präsident 
Bernd Meurer, auf die Heraus­
forderungen des demografischen 
Wandels und den sich verschärfen­
den Fachkräftemangel ein. Um 
diesem zu begegnen, sei eine 
Bündelung aller gesellschaftlichen 

Kräfte nötig. Unabdingbar sei es 
jedoch, die Vergütungen der Mit­
arbeiter zu erhöhen, deren enga­
gierte Arbeit zu wertschätzen und 
die Fachkräftemigration aus Nicht-
EU-Staaten verstärkt in den Blick 
zu nehmen.
Dabei sei es, so Meurer, mehr als 
kontraproduktiv, wenn immer wie­
der Stimmung gegen privat-ge­
werbliche Träger gemacht werde. 
Soziales Engagement und wirt­
schaftliches Interesse passten viel­
mehr gut zusammen, was sich 
nicht zuletzt durch die stetig stei­
genden Marktanteile der privaten 
Träger zeige. Er appelliere an die 
Politik, sich zur Trägervielfalt zu 
bekennen.� ◆
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Weitere Informationen:
www.bpa.de/sachsen
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